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VORWORT

LIEBE LESER*INNEN,

der norddeutsche Industriestandort hat für die Wertschöpfung und den Wohlstand 
unseres Landes eine enorme Bedeutung. 1 Million Menschen arbeiten in einem 
norddeutschen Industrieunternehmen, zahlreiche weitere Arbeitsplätze etwa bei 
Zulieferern und Dienstleistern kommen noch hinzu. Durch ihre Produktivität und 
Innovationskraft können sich die norddeutschen Industriebranchen auf dem Weltmarkt 
oftmals glänzend behaupten. Allerdings wurde in der jüngeren Vergangenheit deutlich, 
dass Norddeutschland mit einem Strukturwandel konfrontiert ist. Einige traditionelle 
Industriebereiche kamen unter Druck, gleichzeitig war in anderen Branchen teils ein 
dynamisches Wachstum zu verzeichnen.  

Doch damit nicht genug: Auch die Corona-Krise ist nicht spurlos an Norddeutsch-
land vorbeigezogen. Die Pandemie hat weitreichende Konsequenzen für die 
Menschen, den Wohlstand und das Sozialgefüge. Auch der norddeutsche Industrie-
standort ist betroffen – die Herausforderungen für die Unternehmen, die Beschäftig-
ten und ihre Interessenvertretungen waren und sind immens. Corona hat dabei 
auch gezeigt, wie empfindlich die Liefer- und Wertschöpfungsketten unserer global 
vernetzten norddeutschen Wirtschaft sind. Resilienz ist dadurch zu einem viel 
diskutierten Begriff geworden.

Deshalb ist es notwendig, auf Basis einer detaillierten Bestandsaufnahme in unseren 
Schlüsselbranchen die richtigen industriepolitischen Schlüsse zu ziehen, um unseren 
Industriestandort nachhaltiger und krisenfester aufzustellen. Neben der Corona-
Pandemie muss deshalb der Blick verstärkt auf die zentrale Herausforderung unserer 
Zeit gerichtet werden: Die sozial-ökologische Transformation. Für Norddeutschland 
bietet der notwendige Wandel nicht nur Risiken, sondern ebenso massive Chancen für 
zukünftiges Wachstum und die Arbeitsplätze von morgen. Wenn irgendwo die 
sozial-ökologische Transformation gelingen kann, dann in Norddeutschland, denn der 
starke Industrie- sowie Energiestandort hat grundsätzlich alle Potentiale und Möglich-
keiten. Durch die unmittelbare und drängende Notwendigkeit zum Wandel besteht 
gleichzeitig die einzigartige Gelegenheit aus der Corona-Krise herauszukommen und 
durchzustarten.

Dazu braucht es allerdings eine aktive Industriepolitik, die nicht auf Abwarten, 
sondern auf Aufbruch setzt. Es kommt nun darauf an, den Umbauprozess von 
Technologien, Prozessen, Standorten, Produkten, Geschäftsmodellen und Wertschöp-
fung nicht zu verhindern, sondern aktiv zu gestalten, um Beschäftigung und Gute 
Arbeit zu sichern und auszubauen. Die neue Bundesregierung hat hier Tempo ange-
kündigt: Einfachere Genehmigungsverfahren, höhere Ausbauziele für erneuerbare 
Energien, regulatorische Durchbrüche für die Wasserstoffwirtschaft. Hier müssen jetzt 
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auch die norddeutschen Länder an Tempo gewinnen. Es geht um nichts weniger als 
die Fragen »Bauen wir die Produkte und das Energiesystem der Zukunft oder bauen 
wir Arbeitsplätze ab?«, »Verspielen wir für Norddeutschland in nur wenigen Jahren 
die Chance als weltweiter Vorreiter, wie die OECD erst unlängst eindrucksvoll für den 
Norden beschrieb?« Denn die Fragen der Umsetzung entscheiden sich konkret vor Ort: 
»Gibt es genug Platz und Anschlüsse für den Ausbau von Wind- und Sonnenenergie?«, 
»Wo kann wie Energie gespeichert werden und neue wasserstofffähige Gaskraftwerke 
entstehen?«, »Sind die Planungs- und Genehmigungsbehörden personell und 
technisch in der Lage, die Flut von Anträgen zügig und rechtssicher abzuarbeiten?« 
Auch Klageverfahren beginnen stets vor Ort. Norddeutschland braucht eine abge-
stimmte industriepolitische Strategie, die diese Herausforderungen annimmt, den 
Wandel vor Ort gestaltet und zugleich die norddeutschen Perspektiven gegenüber der 
neuen Bundesregierung in Berlin deutlich macht. 

Eine sehr wesentliche Rolle spielen dabei Investitionen. Der notwendige sozial-öko-
logische Wandel wird nur dann gelingen, wenn dafür entsprechende Mittel mobilisiert 
werden – sowohl von den Unternehmen wie von der öffentlichen Hand. Dabei 
entpuppt sich die Schuldenbremse immer mehr als fataler politischer Fehler, der den 
politischen Gestaltungsspielraum dramatisch einschränkt. Die norddeutschen Bundes-
länder sind in der Pflicht, unmittelbar Lösungen zu finden, damit die Schuldenbremse 
nicht zur Zukunftsbremse wird. 

Die vorliegende DGB-Studie »Industriepolitik in Norddeutschland« liefert einen 
fundierten Debattenbeitrag im Sinne einer gemeinsamen norddeutschen Industrie
strategie. 

Als Gewerkschaften bringen wir uns ein und stehen bereit, um gemeinsam die Zukunft 
zu gestalten!

Wir wünschen eine interessante Lektüre.

Dr. Mehrdad Payandeh 
Vorsitzender des DGB-Bezirks  
Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt

Laura Pooth 
Vorsitzende des DGB-Bezirks Nord
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EINLEITUNG
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In der norddeutschen Industrie sind rund 1 Million Menschen sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt. Zu den wichtigsten Industriebranchen in Norddeutschland 
gehören die Automobil-, Chemie- und Ernährungsindustrie sowie die Branchen Häfen 
und Logistik, Luftfahrt, Maschinenbau, Schiffbau und Windenergie. 

Bereits im Jahr 2011 starteten die DGB-Gewerkschaften im Norden ein breit ange
legtes Projekt zu den (Beschäftigungs-)Perspektiven in diesen acht Industriebranchen 
in Norddeutschland. Eine der zentralen Fragestellungen damals war die Frage nach 
den Möglichkeiten einer gemeinsam, zwischen den norddeutschen Bundesländern 
abgestimmten sozial-ökologisch nachhaltigen Industriepolitik für die einzelnen 
Branchen. Aus heutiger Sicht hat diese Fragestellung nichts an Aktualität verloren. Sie  
ist im Gegenteil noch drängender geworden angesichts der Anforderungen, die Ziele 
des Pariser Klimaschutzabkommens noch zu erreichen. Aus Sicht der Gewerkschaften 
muss der Übergang zu einer energieeffizienten und klimaverträglichen Wirtschaft 
nicht nur eingeleitet und forciert werden. Er muss vor allem sozial gerecht gestaltet 
werden und mit dem Erhalt bzw. Aufbau guter Arbeit einhergehen (»just transition«). 

Die genannten Industriebranchen stehen alle vor großen Transformations-Anforderun-
gen bzw. sind, wie z. B. die Windenergie, wichtiger Teil dieses Strukturwandels. Es  
stellt sich daher die Frage, welche Rolle Industriepolitik auf Ebene der Bundesländer 
oder in einzelnen Regionen zu einer sozial-ökologischen Transformation beitragen 
kann und wo die norddeutschen Industriebranchen in diesem Punkt derzeit stehen. 

Die vorliegende Studie wurde von den Gewerkschaften im Norden initiiert und liefert 
einen kurzen Überblick über die industriepolitischen Ansätze, Diskussionen und 
Maßnahmen auf Ebene der norddeutschen Bundesländer. Ziel ist es, die Grundlage für 
eine Diskussion um Beschäftigungs- und Zukunftssicherung in der norddeutschen 
Industrie zu schaffen. 

Für die genannten Industriebranchen in Norddeutschland wird jeweils eine Bestands
aufnahme der Beschäftigungs- und Umsatzentwicklung der letzten Jahre, der Auswir-
kungen der Corona-Pandemie und eine kurze Einschätzung zu den Eckpunkten einer 
sozial-ökologischen Transformation gegeben. Dabei konzentriert sich die Auswertung auf 
Transformation im Sinne einer Dekarbonisierung der Industrie. Weitere Aspekte von 
Transformation, wie z. B. Digitalisierung, sind nicht Bestandteil dieser Untersuchung. 

Aus Sicht der Gewerk-
schaften muss der Über-
gang zu einer energie
effizienten und 
klimaverträglichen  
Wirtschaft vor allem sozial 
gerecht gestaltet werden 
und mit dem Erhalt  
bzw. Aufbau guter Arbeit 
einhergehen
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knyazevfoto / Shutterstock



Ausgewählte Branchendaten und -entwicklungen für die norddeutschen Bundesländer 7

Nach der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009 lautete die verbreitete These, 
dass man in Deutschland – im Gegensatz zu den überwiegend auf (Finanz-)
Dienstleistungen ausgerichteten europäischen Wirtschaften – vor allem dank einer 
breiten industriellen Basis gut durch die Krise gekommen ist. Von einer »Renais-
sance der Industrie« war die Rede und damit auch von einer Renaissance der 
Industriepolitik. Industriepolitischen Maßnahmen wurde wieder eine wichtige, 
gestaltende Komponente zugestanden. 

Die Bandbreite von industriepolitischen Instrumenten reicht klassischerweise von der 
Bereitstellung von Infrastruktur (Energienetze, Verkehrsnetze, Bildungslandschaft etc.), 
über die öffentliche Auftragsvergabe, strategische Regulierungen (z. B. über das Setzen 
von Produktions- und Sicherheitsstandards) bis hin zur Sicherung von Schlüssel
branchen (z. B. durch Verhinderung von ausländischen Übernahmen) und Tätigung von 
staatlichen Großinvestitionen.  

Kurz vor Beginn der Corona-Pandemie Ende 2019 legte das Bundeswirtschafts
ministerium das Papier »Industriestrategie 2030« vor.1 Der Bundeswirtschaftsminister 
wollte damit die Ausrichtung deutscher Industriepolitik an einigen Punkten verändern: 
eher passive und flankierende industriepolitische Maßnahmen, wie klassischerweise 
z. B. die Forschungsförderung, sollten ergänzt werden durch Ansätze vertikaler 
Industriepolitik. D. h. mehr und gezielte Steuerung, vor allem durch die Finanzierung 
von ausgewählten Branchen und Technologien. Ein zentraler Punkt in dieser Strategie 
ist die aktive Technologieförderung. 

Das BMWi benennt sogenannte Game-Changer-Technologien, wie KI (Künstliche 
Intelligenz), Industrie 4.0, Mobilität der Zukunft oder Leichtbau. Hier solle die 
deutsche Wirtschaft »nicht nur Leitmarkt, sondern auch Leitanbieter« dieser 
Technologien werden. Im Dezember 2020 wurde dafür schließlich die Bereitstel-
lung von 10 Mrd. Euro im sogenannten »Zukunftsfonds Deutschland« beschlossen. 
Zusammen mit privaten Investoren sollen Finanzmittel mobilisiert werden, um 
deutsche Technologie-Unternehmen in ihren jeweiligen Bereichen zu Weltmarkt-
führern zu machen.

Die gezielte Förderung von Spitzentechnologien (z. B. Elektromobilität) und die 
Unterstützung von sogenannten europäischen Champions (z. B. EADS) sind nicht neu 
und waren auch bereits im letzten Jahrzehnt immer wieder die Idee von industrie
politischen Strategien. Für Marktliberale sind solche Ansätze vertikal ausgerichteter 
Industriepolitik grundsätzlich ein »No-Go«. Industriepolitik solle demnach weitgehend 
darauf verzichten, einzelne Unternehmen oder spezifische technologische Lösungs
ansätze als strategisch bedeutsam zu identifizieren und direkt zu unterstützen. So 
warnte der Sachverständigenrat in seinem Jahresgutachten 2009/2010 angesichts der 
damaligen Wirtschafts- und Finanzkrise noch ausdrücklich vor Ansätzen einer vertika-
len Industriepolitik als »kein taugliches Rezept« und die »Anmaßung von Wissen«.2 
Ähnlich argumentierte der BDI nach Veröffentlichung der Anfang 2020 verabschiede-
ten EU-Industriestrategie.3

Dieser Wandel in der politischen Zielsetzung der bundesdeutschen (und europäischen) 
Industriepolitik, von horizontal zu mehr vertikal, ist zeitlich mit zwei Entwicklungen 
zusammengetroffen, die eine aktivere Industriepolitik stärker als zuvor zu rechtfertigen 
scheinen – die stärker ins öffentliche Bewusstsein gerückte Klimakrise und die 
Corona-Pandemie. 

1	� Vgl. BMWi (2019): Industriestrategie 2030 – Leitlinien für 
eine deutsche und europäische Industriepolitik. Online 
unter: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/
Industrie/industriestrategie-2030.pdf?__blob=publicationFi-
le&v=20 

2	� Sachverständigenrat (2010): Jahresgutachten 2009/10. 
Kapitel 6 – Industriepolitik. Online unter: https://www.
sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/fileadmin/dateiablage/
download/gutachten/ga09_vi.pdf  

3	� VGl. BDI (2020): BDI Bewertung der EU-Industriestrategie. 
Online unter: https://e.issuu.com/embed.html?d=20200427_
position_bdi_bewertung_der_eu_industriest&hideIssuuLo-
go=true&u=bdi-berlin

Renaissance der  
Industriepolitik
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In einem Beitrag der Friedrich Ebert Stiftung von 2021 heißt es dazu: 

»Als Reaktion auf die Klimakrise und die Herausforderungen der Digitalisierung sowie 
auf Kräfteverschiebungen im globalen Wettbewerb rücken in den vergangenen Jahren 
nun auch Maßnahmen der vertikalen Industriepolitik und hier vor allem der Techno­
logiepolitik in den Blickpunkt. Damit sollen Industrien und ganze Wertschöpfungs­
ketten modernisiert oder neue geschaffen werden« (WISO Diskurs 02/2021, S. 14) 

Für staatliche Industriepolitik geht es also verstärkt darum, die Brücke zwischen F&E 
und der Markteinführung bestimmter Technologien zu schlagen und in deren Umset-
zung zu investieren. 

Industriepolitik soll nun zum einen die Wirtschaft digitaler und CO2-neutraler machen. 
Zum anderen sollen nach der Erfahrung mit der Corona-Pandemie (zusammengebro-
chene Lieferketten) Abhängigkeiten der deutschen/europäischen Unternehmen 
reduziert werden, bis hin zur Sicherung eigener Weltmarkt-führenden Unternehmen.  

Man kann sagen, Letzteres war und ist das originäre Anliegen des Bundeswirtschafts-
ministeriums gewesen. Noch in der von Peter Altmaier Anfang 2019 vorgelegten 
ersten Fassung der »Nationalen Industriestrategie 2030« spielen die Themen sozial-
ökologische Transformation, Klimaschutz und Dekarbonisierung der Industrie praktisch 
keine Rolle. Mit der im selben Jahr aufkommenden Fridays for Future Bewegung hat 
sich hier zumindest der Blickwinkel verändert. In der überarbeiteten Version von 
November 2019 finden sich entsprechend neue Passagen.4 Im Februar 2021 heißt es 
von Seiten des Bundeswirtschaftsministeriums: 

»Jetzt ist der Moment, alle Schalthebel der Industriepolitik zu betätigen, um so aktiv 
die grüne und digitale Transformation voranzubringen, die aus der COVID-19-Krise 
gelernten Lektionen umzusetzen, die EU-weite Zusammenarbeit im Bereich innovativer 
Technologien zu fördern und in sehr großem Stil private Investitionen anzukurbeln.«5 
(Peter Altmaier) 

Altmaiers Idee, Technologie-Unternehmen gezielt zu fördern und diese zu europäischen 
Weltmarktführern aufzubauen hat mit der Corona-Pandemie neuen Auftrieb bekommen. 
Auf europäischer Ebene haben Frankreich und Deutschland Industrie-Allianzen verein-
bart, zur gemeinsamen Förderung von Spitzentechnologien. Geplant ist die Zusammen-
arbeit in den Bereichen Luftfahrt-Biokraftstoffe sowie einer kohlenstoffarmen Industrie. 

Im Rahmen des Förderinstruments »Important Project of Common European 
Interest« (IPCEI) wollen vor allem Deutschland und Frankreich den Fokus auf 
Mikroelektronik, Wasserstoff und Cloud Computing legen.6

Es geht die Sorge um, dass Europa in wichtigen Branchen technologische Schlüssel-
kompetenzen verliert und die Abhängigkeiten der Industrie von Lieferanten aus den 
USA und Asien noch größer werden. Als jüngste Initiative soll die Branche der Chip-
hersteller (Halbleiterindustrie) mit Investitionen in Milliardenhöhe unterstützt werden. 

Das Bundeswirtschaftsministerium plant bis 2023 eine Milliarde Euro für Investi
tionen im Bereich Spezialchips für Autos zur Verfügung stellen. Die Unternehmen 
Bosch, Infineon und Globalfoundries sollen für ihre Chip-Sparte öffentliche 
Finanzierung erhalten.7

Der von der letzten Bundesregierung eingeschlagene industriepolitische Weg soll  
also einen Beitrag leisten, um strategische Produktion in Deutschland bzw. der EU zu 

4	� BMWi (2019): Industriestrategie 2030 – Leitlinie für eine 
deutsche und europäische Industriepolitik. https://www.
bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Industrie/
industriestrategie-2030.pdf?__blob=publicationFile&v=20 

5	� BMWi (2021): Deutschland und Frankreich: Gemeinsam für 
eine neue und innovative europäische Industriestrategie. 
Pressemitteilung vom 16.02.2021. Online unter: https://
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilun-
gen/2021/02/20210216-deutschland-und-frankreich-
gemeinsam-fuer-eine-neue-und-innovative-europaeische-
industriestrategie.html 

6	� BMWi (2021): Gemeinsames europäisches Großprojekt zur 
Mikroelektronik und Kommunikationstechnologien geht in 
die Startblöcke. Pressemitteilung vom 02.02.2021. Online 
unter: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilun-
gen/2021/02/20210202-gemeinsames-europaeisches-
grossprojekt-zu-mikroelektronik-und-kommunikationstech-
nologien-geht-in-die-startbloecke.html 

7	� Gries, Lothar (2021): Aisatische Chiphersteller dominieren. 
Tagesschau vom 15.02.2021. Online unter: https://www.
tagesschau.de/wirtschaft/technologie/chipindustrie-asiaten-
geben-bei-chips-den-ton-an-101.html 

Industriepolitik als  
Reaktion auf Corona- und 
Klimakrise
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halten, Weltmarktführer aufzubauen und gleichzeitig eine sozial-ökologische Transfor-
mation voranbringen. 

2.1. �BESCHLEUNIGT CORONA 
DIE SOZIAL-ÖKOLOGISCHE 
TRANSFORMATION?

»Covid-19 ist der Anlass, aber der Klimawandel ist der eigentliche Grund« – so liest  
es sich sinngemäß in vielen Veröffentlichungen zu Konjunkturpakten und Industrie-
politischen Maßnahmen, die mit dem Ziel einer sozial-ökologischen Transformation 
vorgeschlagen werden.8 

Die Industrie verursachte 2020 rund 24 Prozent der deutschen Treibhausgasemis-
sionen und ist damit nach der Energiewirtschaft der zweitgrößte CO2-Verursacher 
in Deutschland.9 Mit der Corona-Krisenpolitik wurden deshalb die Forderungen 
lauter, konjunkturpolitische Maßnahmen im industriellen Sektor zu initiieren, die 
langfristige Investitionen fördern und dem Ziel einer sozial-ökologischen Transfor-
mation dienen. 

Tabelle 1: Transformative Maßnahmen im Corona-Konjunkturpaket 2020/2021 

Quelle: Nach Dullien et al. (2020): Wege aus der Wirtschaftskrise: Der Spagat zwischen Wachstumsstabilisierung und sozial-ökologischer Transformation. In WSI Mitteilungen 6/2020.  
*Teilweise Schätzungen der Autor*innen

In Mrd. EUR* 2020/2021 gesamt bis 2030
Mobilitätssektor ÖPNV 2,5 2,5

Deutsche Bahn 5,15 5,15

Innovationsprämie (e-Pkw) 2,2 2,2

Zukunftsinvestitionen Fahrzeugindustrie 2 2

Flottenaustausch »Sozial und Mobil« 0,2 0,2

Ausbau Ladenetzwerk für E-Mobilität 1,5 2,5

E-Busse und E-Lkw 1,2 1,2

Energiesektor EEG-Umlage stabilisieren (ab 2021) 8 11

Deckel Photovoltaik abschaffen – –

Ausbau-Ziel für Offshore-Windkraft erhöhen – –

Investitionen in Wasserstofftechnik 1 9

Weitere  
Investitionsförderungen,  
inkl. F&E

F&E Förderung 1 2,3

Investitionsförderung Stallumbau 0,3 0,3

CO2-Gebäudesanierungsprogramm 2 2

Öffentliche Investitionen vorziehen 1 4

Nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder 0,7 0,7

Digitalisierung 3 12,3

Künstliche Intelligenz, Quantentechnologie 1 4

8	� Vgl. dazu beispielsweise WSI Mitteilungen 6/2020 
Sonderausgabe: Die Corona-Pandemie: zwischen 
Krisenintervention und Transformation.

9	� BMU (2021): Klimaschutz in Zahlen. Fakten, Trends und 
Impulse deutscher Klimapolitik. 
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Gleichzeitig gibt es die berechtigte Befürchtung, dass als Reaktion auf die Krise an 
umstrittenen Stellen Geld und Förderung in Bereiche von Energie und Industrie fließen, 
die ggf. klimaschädliche Technologien auf Jahre erneut festschreiben und durch 
Subventionssysteme am Leben erhalten. 

Im Zuge der Corona-Krise wurde in der Bundesrepublik für 2020 und 2021 ein 
Konjunkturpaket in der Größenordnung von rund 130 Mrd. Euro aufgelegt. Im 
Gegensatz zum Konjunkturpaket der Krise von 2008/2009 sollten sich darin diesmal 
dezidiert Elemente einer »sozial-ökologisch ausgerichteten Konjunkturpolitik« 
wiederfinden. Tabelle 1 zeigt eine Auflistung der Maßnahmen, die als »transformativ« 
gelten können und die jeweiligen Fördersummen.

Aus norddeutscher Sicht besonders wichtig: das Corona-Konjunkturprogramm beinhal-
tete das Ziel, den Ausbau von Offshore-Windkraftanlagen bis 2030 in der Größen
ordnung von 15 auf 20 Gigawatt zu fördern.10 Der Koalitionsvertrag der neuen 
Bundesregierung sieht nun eine Erhöhung der Offshore-Kapazitäten von 30 GW bis 
2030, 40 GW bis 2035 und 70 GW bis 2045 vor.11

 

2.2. �WAS BEDEUTET DAS FÜR 
DIE INDUSTRIEPOLITIK IN 
NORDDEUTSCHLAND?

Die Industrie muss ihre Prozesse so schnell wie möglich dekarbonisieren. Seit dem  
Start des vorangegangenen DGB Projektes zur Industriepolitik in Norddeutschland sind 
10 Jahre vergangen. Um Energieversorgung und Produktionsprozesse in der Industrie 
weitgehend CO2-frei umzubauen, verbleiben bis 2035 noch einmal ca. 10–15 Jahre. 
Dabei sind die Industriebranchen in unterschiedlichem Maße betroffen, d. h. die Schiff-
bauindustrie auf andere Weise als die Chemie-, Pharma- oder Kunststoffindustrie. Bei  
der Transformation aller Industriebranchen werden allerdings industriepolitische Eingriffe 
notwendig sein, um »regionale, hartnäckige Pfadabhängigkeiten aufzulösen«.12

Diese Pfadabhängigkeiten zeigen sich auch in den industriepolitischen Strategien  
der norddeutschen Bundesländer. Dekarbonisierung und Transformation sind in den 
meisten Strategien ein Thema unter vielen. Angesicht der großen Aufgabe des Umbaus 
eines gesamten industriellen Sektors, der in wenigen Jahren vollzogen sein muss, 
werden industriepolitische Steuerungsmöglichkeiten in den norddeutschen Bundes
ländern bisher als Instrument nur begrenzt eingesetzt. Die neueren, seit 2019 
veröffentlichten Strategien unterscheiden sich zwar in Formulierungen von den älteren. 
Konkrete, überprüfbare CO2-Reduktionsziele oder die Verknüpfung mit den jeweiligen 
Klimaschutzplänen oder -gesetzen der Länder sind allerdings kein Bestandteil der 
industriepolitischen Papiere. Auffallend sind lediglich die zahlreichen Initiativen zum 
Aufbau einer grünen Wasserstoffwirtschaft.  

2.3. FOKUS AUF GRÜNEN WASSERSTOFF

Nachhaltige Industriepolitik in Norddeutschland ist derzeit vor allem Industriepolitik 
zur Förderung einer grünen Wasserstoffwirtschaft. Die Voraussetzungen durch 

10	� Diese Erhöhung war bereits im Klimaschutzpaket 2019 
beschlossen worden, wird aber als Bestandteil des 
»Corona-Konjunkturprogramms« geführt. Vgl. Bach, Stefan 
et al. (2020); Sozial-ökologisch ausgerichtete Konjunktur-
politik in und nach der Corona-Krise. Online unter: https://
www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/
Wirtschaft_und_Umwelt/sozial_oek_konjunkturpolitik_for-
schungsvorhaben_bf.pdf 

11	� Vgl. Koalitionsvertrag 2021 – 2025 zwischen der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), BÜNDNIS 
90 / DIE GRÜNEN und den Freien Demokraten (FDP), S.57. 

12	� Vgl. dazu Brandt, Arno (2020): Sozial-ökologische 
Transformation – Wirtschaftspolitische Impulse für 
Niedersachsen/Bremen. FES
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Tabelle 2: �Industriepolitische Strategien in den norddeutschen Bundesländern –  
Ein Überblick 

Quelle: Eigene Darstellung

Bundesland Strategie Jahr Kurzbeschreibung
Bremen Innovationsstrategie 

Land Bremen 2030
2021 Bremen will als Innovationsstandort künftig in fünf »Schlüsselinnovationsfel-

dern« stark sein. Dazu gehören: »Nachhaltiges Wirtschaften und Ressourcen-
effizienz«, »Vernetzte und adaptive Industrie«, »Mobilität der Zukunft«, 
»Intelligente Dienstleistungen« und »Digitale Transformation«

Bremen Strategie für Industrie 
und Innovation Land 
Bremen 2030

2018 Das Positionspapier enthält Leitziele und Maßnahmen für Industrie und 
Mittestand. Im Zentrum stehen die vier Innovationscluster Automotive, 
maritime Wirtschaft/Logistik, Luft- und Raumfahrt sowie Windenergie und die 
Förderung von zukunftsweisenden Schlüsseltechnologien (z. B. additive 
Fertigung / 3D-Druck).

Bremen Masterplan Industrie 
– Fortschreibung 
2014: Ein Beitrag zum 
Strukturkonzept 2020

2014 Mit der Fortschreibung des Masterplans Industrie von 2010 werden u. a. 
folgende Ziele weiterverfolgt: Stärkung der bremischen Industrie im internatio-
nalen Wettbewerb, die Sicherung industrieller Kerne durch Modernisierung 
sowie die Stabilisierung der Industriestruktur durch Diversifizierung. 

Hamburg Industriemetropole 
Hamburg

2020 Bericht des Industriekoordinators; Evaluation und Zusammenfassung der 
Arbeit des »Bündnisses für Industrie der Zukunft«.  

Hamburg Bündnis für Industrie 
der Zukunft

2019 Ergänzung zum Masterplan Industrie. Ziele sind: bessere Zusammenarbeit 
zwischen Stadt und Industrie, Einsetzen eines Industriekoordinators, Flächen-
management, Abbau von Investitionshemmnissen, Akzeptanz für Industrie 
erhöhen, klimafreundliche Produktion erhöhen.

Hamburg Masterplan Industrie 
(derzeit in Fortschrei-
bung)

2017 Der Masterplan Industrie setzt die Schwerpunkte Flächenmanagement, 
Verkehrsinfrastruktur, Fachkräfte, Umwelt und Energie. Hamburg soll als 
europäische Innovationsmetropole positioniert werden, in dem u. a. die 
FuE-Aufwendungen in der Hamburger Industrie erhöht werden.

Mecklenburg- 
Vorpommern

Industriekonzept des 
Zukunftsbündnis MV

2021 10-Punkte Plan: »Industrielle Basis sichern und ausbauen; Wertschöpfungs-
ketten ausbauen; Wertschöpfungspotenziale der Erneuerbaren Energien 
ausschöpfen; Chancen aus Dekarbonisierung und Klimaschutz aktiv nutzen;
Industriefreundliche Rahmenbedingungen bieten; Innovationsfähigkeit und 
technologische Wettbewerbs-fähigkeit stärken; Vorsprung durch Digitalisie-
rung erreichen; Mobilität von morgen heute beginnen; Fachkräfteangebot für 
die Industrie als attraktiven Arbeitgeber sichern; Industriemarketing und 
-akzeptanz verbessern.«

Niedersachsen Das Land Niedersachsen hat sich bisher keine einheitliche industriepolitische 
Strategie gegeben. Allerdings sind in einzelnen übergreifenden Strategien 
industriepolitische Elemente vorhanden und mit Landesmitteln ausgestattet 
(z. B. Masterplan Digitalisierung oder das Maßnahmenprogramm zum Klima-
schutz).

Schleswig- 
Holstein

Neue Industriepolitik: 
Weiterentwicklung 
und Neuakzentuierung 
der Industriepolitik 
Schleswig-Holsteins 
sowie des »Bündnis 
für Industrie.SH«

2020 Die Landesregierung will industrielle Entwicklung durch Technologietransfer, 
Innovationsforschung und Digitalisierung fördern, die Verfügbarkeit von 
Industrie- und Gewerbeflächen verbessern und das Image des Wirtschafts-
standorts SH attraktiver machen. Der Bundesgesetzlicher Rahmen für den 
Ausbau von Windenergie soll angepasst, die Kooperation im norddeutschen 
Raum intensiviert und Fachkräftemangel bekämpft werden.
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Windkraft und Seehafenlogistik scheinen in Norddeutschland besonders günstig. 
Inzwischen gibt es eine ganze Reihe an Wasserstoffinitiativen, Forschungsprojekten, 
Pilotanlagen, Start-Ups und Netzwerken aus Wirtschaft, Politik und Wissenschaft zum 
Thema grüner Wasserstoff. Ziele dieser Initiativen sind Dekarbonisierung der Industrie, 
Sektorenkopplung und Bau von Elektrolyseanlagen. Dazu gehören auch Pilotprojekte 
für die energieintensive Industrien wie die Stahlindustrie. »Green Steel«-Erzeugung 
mittels Elektrolyse-Wasserstoff wird etwa in Hamburg, Bremen (Arcelor Mittal), Lingen 
(RWE) oder Salzgitter (Salzgitter AG) auf den Weg gebracht. 

Im November 2019 verabschiedeten die norddeutschen Küstenländer eine gemein-
same »Norddeutsche Wasserstoffstrategie«. Das Ziel: bis 2025 eine Elektrolyse-
Leistung von 500 MW aufbauen. Im Frühjahr 2021 ist das Norddeutsche Reallabor 
gestartet, das Wasserstoffprojekte in Hamburg, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern mit 52 Mio. Euro an Bundesmitteln fördert. 

Eine Auflistung weiterer Wasserstoffprojekte in Norddeutschland findet sich in einer 
Veröffentlichung der IHK Nord.13 Auch auf Landesebene haben die norddeutschen 
Bundesländer beim Thema grüner Wasserstoff ihre Zusammenarbeit in den letzten 
Jahren forciert (siehe Tabelle 3).

Tabelle 3: Wasserstoffstrategien der norddeutschen Bundesländer* 

Quelle: Eigene Darstellung.  
* Die Auflistung beschränkt sich auf Wasserstoffinitiativen auf Ebene der norddeutschen Bundesländer. Eine Auflistung weiterer Wasserstoffprojekte in Norddeutschland findet sich hier.

Bundesland Strategie Jahr Kurzbeschreibung
Alle norddeutschen 
Bundesländer

Norddeutsche Wasser-
stoffstrategie	

2019 Zielformulierung zum Aufbau einer grünen Wasserstoff
wirtschaft in Norddeutschland bis 2035

Alle norddeutschen 
Bundesländer

Wasserstoffinitiative HY-5 2020 Standortinitiative der Wirtschaftsförderorganisationen der 
norddeutschen Bundesländer zum Aufbau einer grünen 
Wasserstoffwirtschaft

Niedersachsen Wasserstoffnetzwerk 
Niedersachsen

2020 Umweltministerium will Projekte und Initiativen in Nieder-
sachsen vernetzen und stärken. 

Niedersachsen H2-Allianz Niedersachsen 2019 Absichtserklärung von Wirtschaft und Wissenschaft zum Ziel 
niedersächsische grüne Wasserstoffwirtschaft aufzubauen

Bremen/Hamburg/
Niedersachsen

Wasserstofftechnologie-
zentrum für Luft- und 
Schifffahrt (ITZ Nord)

2021 BMVI Förderung
ITZ soll Startups KMU bei Umsetzung von Wasserstoff- 
Vorhaben unterstützen.

13	� IHK Nord (2020): Wasserstoffprojekte im Norden 
Deutschlands. Stand 11/2020. Online unter:  
https://www.rostock.ihk24.de/blueprint/servlet/resource/
blob/4947016/1b031da2d16e309d3afbb995c41e69f3/
wasserstoff-projekte-norddeutschland-data.pdf

»Norddeutsche Wasser-
stoffstrategie«: bis 2025 
eine Elektrolyse-Leistung 
von 500 MW
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3 
ENTWICKLUNG  
DER INDUSTRIE  
IN  
NORDDEUTSCHLAND 
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Die Beschäftigungsentwicklung in der norddeutschen Industrie verlief in den 10 Jahren 
nach der Wirtschaft- und Finanzkrise von 2008/09 in den meisten Industriebranchen 
positiv. Insgesamt waren in den norddeutschen Bundesländern im Jahr 2019 rund  
1 Millionen Menschen sozialversicherungspflichtig im Verarbeitenden Gewerbe 
beschäftigt, das waren 7 Prozent mehr als im Jahr 2014 (931 Tsd.). 

Mit der Corona-Pandemie im Jahr 2020 gab es im Verarbeitenden Gewerbe, bis auf 
Bremen, in allen norddeutschen Bundesländern spürbare Beschäftigungsrückgänge 
(Abb.1). Insgesamt fielen die negativen Beschäftigungseffekte in der norddeutschen 
Industrie 2020 (– 0,9 %) im Vergleich mit der bundesweiten Entwicklung (– 2,2 %) 
aber eher moderat aus. Diese Zahlen spiegeln die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung wider. Leiharbeitnehmer*innen sind darin nicht enthalten. Ebenso zeigt 
sich bei der Auswertung der Daten, dass viele Effekte erst verzögert wirken. Nach 
Kurzarbeit oder Corona-Hilfen kommt es in vielen Industrieunternehmen 2021 und 
voraussichtlich auch im kommenden Jahr zu Restrukturierungen und Stellenabbau. 

Abbildung 1: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Verarbeitenden Gewerbe 
in den norddeutschen Bundesländern, 2014–2019 und 2020 im Vergleich 

Abbildung 2: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Verarbeitenden  
Gewerbe in Norddeutschland; Anteil an der Gesamtbeschäftigung in den nord
deutschen Bundesländern

Quelle: Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.

2019 Veränderung 2014–2019 2020 Veränderung 2019–2020
Schleswig-Holstein (SH) 149 100  6,8 % 148 600 – 0,3 % 

Hamburg 105 100  6,2 % 104 900 – 0,2 % 

Mecklenburg-Vorpommern (MV) 70 400  8,3 % 69 300 – 1,6 % 

Niedersachsen 635 900  7,5 % 628 300 – 1,2 % 

Bremen 55 300  2,0 % 55 500  0,4 %

Norddeutschland 1 015 800  7,0 % 1 006 600 – 0,9 % 

Deutschland 7 002 381  5,9 % 6 849 696 – 2,2 % 

2013

82 %

18 %

2019

17 %

83 %

Verarbeitendes Gewerbe Andere Wirtschaftsbereiche
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3.1.	� ENTWICKLUNG IN AUSGEWÄHLTEN 
INDUSTRIEBRANCHEN

3.1.1.	 SCHIFFBAU
Die Branche des Schiffs- und Bootsbaus in Deutschland hatte sich in den Jahren vor 
der Corona-Pandemie etwas erholt. Im Jahr 2020 arbeiteten wieder rund 21 000 
Menschen in der Branche in Norddeutschland, das ist ein Anstieg um ein Viertel 
gegenüber 2014. Beinahe alle Beschäftigten im Schiffs- und Bootsbau in Deutschland 
entfallen auf die norddeutschen Bundesländer. 

Am stärksten war die Beschäftigung in Niedersachsen (+1337 Beschäftigte seit  
2014) und in Mecklenburg-Vorpommern (+2120 Beschäftigte seit 2014) gewachsen. 
Ein leichter Rückgang der Beschäftigung war in den letzten Jahren nur in Hamburg  
zu verzeichnen. 

Nach den Einbrüchen der Wirtschafts- und Finanzkrise im Jahr 2008/2009 haben  
sich die deutschen Werften verstärkt auf den Spezialschiffbau fokussiert. Vor allem 
Aufträge in den Segmenten Kreuzfahrt-, Yacht- und Marineschiffbau haben zu 
steigenden Beschäftigtenzahlen geführt. 

Inzwischen arbeiten bereits 80 Prozent der Beschäftigten in der Branche in einer  
der großen fünf Werftengruppen, zu der Thyssen Krupp Marine Systems, Meyer Werft 
Gruppe, GentingGroup, Fr. Lürssen Gruppe und German NavalYards gehören.14 
Daneben gibt es eine Reihe kleinerer Werften, die sich auf bestimmte Bereiche 
spezialisiert haben (z. B. Reparatur). 

In den norddeutschen Bundesländern gibt es eine regional eng verflochtene Zuliefe-
rerstruktur, meistens aus dem Maschinen- und Anlagenbau. Rund die Hälfte des 
Branchenumsatzes der Zuliefererindustrie wird von Unternehmen aus den norddeut-
schen Bundesländern erbracht, die andere Hälfte von Zulieferern aus Bayern und 
Baden-Württemberg.15

Tabelle 4: Beschäftigte im Schiffs- und Bootsbau nach Bundesländern

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Zahlen für WZ08.301; Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte zum 30.06. jeden Jahres 
a) zum 31.12.

2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 14–19 2020 r 19–20
SH 5709 5767 5673 5559 5670 5940 + 4,0 % 6230 + 4,9 %
Hamburg 2092 2250 1941 2147 a) 2123 1997 – 4,5 % 2026 + 1,5 %
Bremen 882 1005 1056 969 1004 a) 1125 + 27,6 % 1209 + 7,5 %
Niedersachsen 5024 5364 5431 5675 5939 6225 + 23,9 % 6361 + 2,2 %
MV 3080 3196 3227 3502 4355 5042 + 63,7 % 5200 + 3,1 %
Gesamt 16 787 17 582 17 328 17 852 19 091 20 329 + 21,1 % 21 051 + 3,6 %

14	� Hans Böckler Stiftung (2020): Branchenmonitor Schiffbau. 
Online unter: https://www.mitbestimmung.de/assets/
downloads/2020_Branchenmonitor_Schiffbau_17.pdf 

15	� BMWi (2019): Sechster Bericht der Bundesregierung über 
die Entwicklung und Zukunfts-perspektiven der maritimen 
Wirtschaft in Deutschland. Online unter: https://www.bmwi.
de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/sechster-bericht-
maritime-wirtschaft.pdf?__blob=publicationFile&v=6

Bis zum Beginn der  
Pandemie deutlicher 
Beschäftigungsaufbau  
im Schiffbau
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In den Zahlen zur sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung sind Leiharbeit- und 
Werkvertragsnehmer*innen nicht enthalten. Ihr Anteil ist in der Branche verglichen 
mit anderen Branchen aber überdurchschnittlich hoch. Laut der Schiffbaubefragung 
der IG Metall Küste gehören im Durchschnitt nur rund 70 Prozent der Werftbeschäftig-
ten zu den Stammbelegschaften. Die weiteren 30 Prozent sind Leiharbeit- und 
Werkvertragsnehmer*innen. Demnach wären im Schiffbau in Norddeutschland rund 
30 000 Menschen erwerbstätig. 

CORONA 
Die Corona-Pandemie hat in der mit langen Produktionszyklen verbundenen Schiffs-
baubranche mit leichter Verzögerung gewirkt. Im Jahr 2020 selbst ist die Beschäftigung 
Corona-bedingt in der Branche noch nicht zurückgegangen. Im Gegenteil, die Beschäf-
tigungszahlen sind in Norddeutschland laut der Bundesagentur für Arbeit sogar leicht 
angestiegen (+3,6 %). Im September 2020 befanden sich jedoch über 40 Prozent der 
Stammbeschäftigten in Kurzarbeit, vor allem im Kreuzfahrtschiffbau. Hier werden auch 
für die nächsten Jahre die größten Stellenverluste befürchtet. Ein Drittel der Arbeits-
plätze in der deutschen Werftindustrie hängt vom Kreuzfahrtschiffbau ab – in Mecklen-
burg-Vorpommern sind es sogar über 90 Prozent der im Schiffbau Beschäftigten.16  
Laut der aktuellen Schiffbauumfrage der IG Metall Küste gab es von 2020 auf 2021 
Stellenverluste in der Branche in der Größenordnung von 1500 Beschäftigten. Vor allem 
Mecklenburg-Vorpommern war 2021 vom Stellenabbau betroffen.17

Die drohende Insolvenz der MV-Werften in Wismar, Rostock und Stralsund konnte bis 
Ende 2021 durch Staatshilfen abgewendet werden. Es wurden bis dahin dennoch  
650 von rund 3000 Arbeitsplätzen abgebaut.18 Im Januar 2022 schließlich meldeten 
die MV-Werften Gruppe, die Llyod Werft in Bremerhaven (rund 300 Beschäftigte) 
sowie weitere Tochterunternehmen des Genting-Konzerns Insolvenz an. Ob ein neuer 
Investor gefunden wird, bleibt offen. 

Die Flensburger Schiffbau Gesellschaft hat nach Insolvenz im Sommer 2020 einen 
neuen Investor gefunden. Auch hier mussten insgesamt 230 Beschäftigte in eine 
Transfergesellschaften wechseln.19 Für die Meyer-Werft an der Ems droht nach wie  
vor der Abbau von mehreren hundert Arbeitsplätzen.20

Der Schiffbauer Fassmer wird 30 Arbeitsplätze abbauen, da der gesamte Standort in 
Rechlin in Mecklenburg-Vorpommern geschlossen werden soll.21 Für die Hamburger Werft 
Pellas Sietas konnte bisher kein neuer Investor gefunden werden und der Betrieb steht 
kurz vor der Schließung, rund 300 Beschäftigte sind betroffen.22 Bei Blohm und Voss hat 
die Lürssen Gruppe einen Stellenabbau von rund 100 Beschäftigten angekündigt.23

Schließungen zeigen sich auch bei den Zulieferunternehmen. Im Juli 2021 gab 
Caterpillar bekannt, die Schiffsmotorenproduktion an den Standorten in Kiel (Produk-
tion/Gießerei, 670 MA), Henstedt-Ulzburg (Lager mit 60 MA) und Rostock (ca. 130 
Beschäftigte wären betroffen) bis Ende 2022 zu schließen. An den Standorten werden 
sogenannte mittelschnelllaufende Motoren produziert. Technologisch haben diese 
Motoren für Schiffe ein großes Marktpotential, um langsamer fahren zu können und 
weniger Emissionen auszustoßen. Der Konzern will aber die Produktion an andere 
Standorte verlagern.24

In Summe sind allein durch die oben genannten Restrukturierungen in den 
norddeutschen Schiffbauunternehmen im Jahr 2021 rund 2500 Arbeitsplätze 

16	� Hans Böckler Stiftung (2020): Branchenmonitor Schiffbau. 
Online unter: https://www.mitbestimmung.de/assets/
downloads/2020_Branchenmonitor_Schiffbau_17.pdf

17	� IG Metall Küste (2021): Schiffbauumfrage 2021. Stand 
Oktober 2021. Online unter: https://kueste.igmetall.de/
download/Schiffbauumfrage_2021.pdf

18	� NDR (2021): MV-Werften: Insolvenz vorerst abgewendet. 
Artikel vom 01.01.2021. Online unter: https://www.ndr.de/
nachrichten/mecklenburg-vorpommern/MV-Werften-Insol-
venz-vorerst-abgewendet,mvwerften314.html

19	� NDR (2020): Ex-Werftbeschäftigte vor schwieriger Jobsuche. 
Artikel vom 19.01.2021. Online unter: https://www.ndr.de/
nachrichten/schleswig-holstein/Ex-Werftbeschaeftigte-vor-
schwieriger-Jobsuche,fsg382.html 

20	� NDR (2021): Krise bei der Meyer-Werft: Land prüft 
Härtefallhilfen. Artikel vom 17.11.2021. Online unter: 
https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/
Krise-bei-der-Meyer-Werft-Land-prueft-Haertefallhilfen,mey-
erwerft1628.html

21	� NDR (2021): Schiffbauer Fassmer will Standort Rechlin 
schließen. Artikel vom 31.01.2021. Online unter: https://
www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/
Schiffbauer-Fassmer-will-Standort-Rechlin-schliessen-,fass-
mer114.html

22	� NDR (2021): Kaum noch Hoffnung für Hamburger Pellas 
Sietas Werft. Beitrag vom 19.08.2021. Online unter: https://
www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Kaum-noch-Hoff-
nung-fuer-Hamburger-Pella-Sietas-Werft,sietas212.html 

23	� Hamburger Morgenpost (2021): Nächster Hamburger 
Traditionswerft droht massiver Stellenabbau. Artikel vom 
1.10.2021. 

24	� NDR (2021): Aus für Caterpillar in Kiel: Politik völlig 
überrascht. Beitrag vom 08.07.2021. Online unter: https://
www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/Aus-fuer-Cater-
pillar-in-Kiel-Politik-voellig-ueberrascht,caterpillar136.html

2500 Arbeitsplätze in 2021 
abgebaut
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abgebaut worden. Das entspricht einem Rückgang um rund 12 Prozent und es 
drohen weitere Einschnitte. 

AUSZUBILDENDE 
Die Zahl der Auszubildenden hatte sich in den letzten Jahren vor der Corona-Pande-
mie positiv entwickelt. Sie stieg in Norddeutschland auf rund 1200 Auszubildende im 
Jahr 2020. Da aber die Beschäftigtenzahlen im Vergleich insgesamt etwas stärker 
gestiegen sind, hat die Ausbildungsquote seit 2016 leicht abgenommen. Im Juni 2020 
lag die Ausbildungsquote im Schiffbau in Norddeutschland bei 5,8 Prozent. Die 
Übernahmequote lag bei über 90 Prozent.25

Laut der aktuellen Schiffbauumfrage der IG Metall hat sich im Jahr 2021 die Krise  
im Schiffbau auch in den Ausbildungszahlen niedergeschlagen: die angebotenen 
Ausbildungsplätze sind 2021 gegenüber dem Vorjahr um 40 Prozent eingebrochen 
und die Übernahmequote ist auf einen Tiefstand von 58 Prozent gesunken. Jede dritte 
Werft plant zukünftig die Ausbildungsplätze weiter zu reduzieren.26

UMSATZENTWICKLUNG 
In der norddeutschen Schiffs- und Bootsbaubranche wurden 2019 rund 5,4 Mrd. Euro 
Umsatz generiert. Die Umsätze entwickelten sich in den vergangenen Jahren stabil. 
Die jährlichen Schwankungen sind für die Branche ein typisches Bild. Etwas mehr als 
die Hälfte (knapp 3 Mrd. Euro) der norddeutschen Umsätze entfielen im Jahr 2019 auf 
Unternehmen in Niedersachen. Der Marineschiffbau ist etwa für ein Viertel des 
Branchenumsatzes verantwortlich.27 Ein großer Teil der Entwicklung in den letzten 
Jahren ist auf den anhaltenden Boom im Kreuzfahrtmarkt zurückzuführen. Kreuzfahrt-
schiffe machen zwar nur einen Bruchteil der weltweiten Schifffahrt aus, spielen aber 
für Deutschland beim Neubau von Schiffen eine große Rolle. Die Umsätze im gesam-
ten deutschen Schiffbau gingen 2020 gegenüber 2019 um rund 9 Prozent zurück, 
lagen aber mit knapp 5 Mrd. Euro immer noch über den Gesamtumsätzen aus dem 
Jahr 2018. 

25	� Hans Böckler Stiftung (2020): Branchenmonitor Schiffbau. 
Online unter: https://www.mitbestimmung.de/assets/
downloads/2020_Branchenmonitor_Schiffbau_17.pdf

26	� IG Metall Küste (2021): Schiffbauumfrage 2021. Stand 
Oktober 2021. Online unter: https://kueste.igmetall.de/
download/Schiffbauumfrage_2021.pdf 

27	� Ebd. 

Abbildung 3: Ausbildungszahlen und Ausbildungsquote in der Schiffbauindustrie in 
den norddeutschen Bundesländern

Quelle: Statistik Bundesagentur für Arbeit, Zahlen für WZ08.301; Stichtag 30.06.
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Diese Umsatzzahlen werden durch die Verschiebung bzw. Stornierung großer Aufträge 
bei den Kreuzfahrtschiffen in den nächsten Jahren zumindest vorübergehend deutlich 
sinken.

INDUSTRIEPOLITISCHE INITIATIVEN UND  
SOZIAL-ÖKOLOGISCHE TRANSFORMATION
• � Die Maritime Agenda 2025 der Bundesregierung will vor allem Beschäftigung und 

Ausbildung im Schiffbau stärken.

• � Im Februar 2020 wurde der Marineschiffbau als Schlüsseltechnologie durch die 
Bundesregierung definiert. Damit können Aufträge in diesem Bereich ohne europa-
weite Ausschreibung vergeben werden. Darauf gedrängt hatten vor allem die 
Landesregierung, die IG Metall und der Unternehmerverband in Schleswig-Holstein, 
nachdem kurz zuvor die Kieler Werften German Naval Yards und ThyssenKrupp 
Marine Systems einen Milliardenauftrag zum Bau eines Kampfschiffes an ein nieder-
ländisches Konsortium verloren hatten. 

• � Die 2020 politisch beschlossen erhöhten Ausbauziele in der Offshore-Windenergie 
werden in der Branche als begrüßenswerte langfristige Perspektive für die Werften 
in Norddeutschland gewertet. Neben dem Schiffbau könnten sich die Werften 
beispielsweise (wie bereits in der Vergangenheit geschehen) auf den Bau von 
Umspannplattformen spezialisieren. 

• � Ein wichtiger Hebel für die Reduzierung von CO2 in der Schifffahrt ist die Entwick-
lung und der Bau von umweltfreundlicheren Antrieben. Laut Branchenvertreter*in-
nen sei dies bereits jetzt und in Zukunft die Stärke des deutschen Schiffbaus.  

• � Die steigende Nachfrage nach emissionsärmeren Schiffen könnte zu steigenden 
Aufträgen bei den Werften in Norddeutschland führen. Prognosen gehen davon aus, 
dass in den nächsten Jahren ein Großteil der LNG-betriebenen Kreuzfahrtschiffe in 
Deutschland gebaut werden könnten.28

Tabelle 5: Umsatz im Schiffs- und Bootsbau nach Bundesländern

Jährlicher Umsatz von Unternehmen ab 20 Beschäftigen 
Quelle: Statistische Landesämter, Jahresberichte für Betriebe im verarbeitenden Gewerbe, Zahlen für WZ08.301 
*�Zahlen für Niedersachsen aus VSM Jahresberichten **Das Gesamtergebnis sind die bundesweiten Umsätze in der Branche. Zahlen auf Bundesländerebne sind für 2020 noch nicht vorhanden.

in Mio. EUR 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 13–19 2020 r 19–20
SH 1215 2267 1082 1531 1495 582 1168 – 3,9 % – –

Hamburg 68 244 422 266 107 272 85 + 25,0 % – –

Bremen 954 833 640 781 1079 654 756 – 20,8 % – –

Niedersachsen* 1413 1898 1943 2078 2252 1984 2952 + 108,9 % – –

MV 545 703 621 392 377 551 508 – 6,8 % – –

Gesamt 4196 5945 4708 5048 5310 4043 5470 + 30,4 % 4997** – 8,6%

28	� Hans Böckler Stiftung (2020): Branchenmonitor Schiffbau. 
Online unter: https://www.mitbestimmung.de/assets/
downloads/2020_Branchenmonitor_Schiffbau_17.pdf

Offshore und neue 
Antriebe als Perspektive
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• � Auf europäischer Ebene werden in den kommenden Jahren vor allem zwei Rege
lungen Auswirkungen auf den Schiffbau haben: die Ausweitung des europäischen 
Emissionshandels und die Fuel EU Maritime Initiative, mit dem Ziel, den Einsatz 
alternativer Kraftstoffe in der Schifffahrt und in den Häfen zu erhöhen.

• � Die IG Metall will ein Konjunkturprogramms für den deutschen Schiffbau mit der 
Förderung von emissionsarmen Technologien im Schiffbau verknüpfen.29

3.1.2.	ERNÄHRUNGSINDUSTRIE
Zu den beschäftigungsstärksten Industrien in Norddeutschland gehört die Ernährungs-
industrie. Knapp 150 000 Menschen sind in Norddeutschland sozialversicherungs-
pflichtig in der Branche beschäftigt. Das ist ein Fünftel der bundesweit in der Branche 
Beschäftigten.  

Die Beschäftigung in der Ernährungsindustrie in Norddeutschland ist zwischen 2014 
und 2019 kontinuierlich und insgesamt um knapp 9 Prozent angestiegen, das sind 
rund 12 000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte mehr. Am stärksten nahm die 
Beschäftigung in Schleswig-Holstein, Bremen und Niedersachsen zu (jeweils rund 
+10 %). Nur in Mecklenburg-Vorpommern gab es bereits 2019 leichte Rückgänge bei 
den Beschäftigtenzahlen. 

Durch die Corona-Pandemie 2020 wurde dieser anhaltende Beschäftigungszuwachs 
in Norddeutschland unterbrochen. Der Rückgang der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung in der gesamten norddeutschen Branche betrug im Juni 2020 etwas 
mehr als 1 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. 

Seit 2021 sind Werkverträge und Leiharbeit zumindest in den Kernbereichen der 
Fleischverarbeitenden Industrie verboten. Es ist zu erwarten, dass sich dieses Verbot 
im kommenden Jahr in steigenden Beschäftigenzahlen in der Branche auswirken wird, 
z. B. durch die Übernahme und Festanstellung von ehemaligen Leiharbeit- und/oder 
Werkvertragsnehmer*innen.

Tabelle 6: Beschäftigte in der Ernährungsindustrie nach Bundesländern

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte zum 30.06 jeden Jahres 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Zahlen für WZ08.10-12 H. V. Nahrungs- und Futtermitteln, einschl. Getränkeherst. und Tabakverarbeitung. 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 14–19 2020 r 19–20
SH 21 719 22 474 22 681 23 559 23 734 24 031 + 10,6 % 22 686 – 0,2 %
Hamburg 8254 8413 8488 8251 8385 8555 + 3,6 % 7561 – 1,5 %
Bremen 5847 5896 6363 6394 6383 6465 + 10,6 % 6257 – 3,2 %
Niedersachsen 85 302 86 924 88 825 90 467 93 185 94 008 + 10,2 % 89 295 – 1,0 %
MV 16 499 16 205 17 196 17 936 16 594 16 387 – 0,7 % 15 090 – 2,2 %
Gesamt 137 621 138 930 143 553 146 607 148 281 149 446 + 8,6 % 147 707 – 1,2 %

29	� Vgl. NDR (2020): IG Metall fordert Unterstützung für 
Schiffbau. Artikel vom 07.05.2020. Online unter: https://
www.ndr.de/nachrichten/hamburg/IG-Metall-fordert-Unter-
stuetzung-fuer-Schiffbau,schiffbau230.html

Ernährungsindustrie 
beschäftigungsstark
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UMSATZENTWICKLUNG 
Die Umsätze der Ernährungsindustrie in Norddeutschland sind seit 2013 ebenfalls 
angestiegen (+7,8 %). Der größte Umsatzanteil der Branche in Norddeutschland entfällt 
auf Niedersachsen. Hier nimmt die Fleischindustrie eine besondere Stellung ein. Im Jahr 
2019 wurde in Niedersachsen rund ein Drittel der bundesdeutschen Umsätze im 
Fleischsegment umgesetzt. Die gute Umsatzentwicklung bis 2019 in Niedersachsen ist 
vor allem auf das Umsatzwachstum in der Fleischindustrie zurückzuführen. 

In Bremen entwickelten sich die Umsätze seit 2015 rückläufig, steigen aber seit  
2018 wieder leicht an. Der Schwerpunkt der Ernährungsindustrie in Bremen ist die 
Fischverarbeitung, diese machte 2019 36 Prozent der Umsätze der Ernährungs
industrie in Bremen aus.30

In Hamburg sind die Umsätze in der Branche seit 2017 stark gestiegen, allerdings  
im Corona-Jahr 2020 nach Niedersachsen am deutlichsten zurückgegangen. Das liegt 
in beiden Bundesländern vor allem an der überdurchschnittlichen Exportquote. Die 
Ernährungsindustrie in Hamburg hat die Schwerpunkte »Fette und Öle«, »Stärke und 
Stärkeerzeugnisse« und »Sonstige Nahrungsmittel«, drei Teilbranchen, die traditionell 
hohe Exportquoten aufweisen.31 In Niedersachsen war vor allem der Export in der 
wichtigen Fleischindustrie stark rückläufig.

CORONA 
Im April 2020 waren rund 30 000 Beschäftigte aus der norddeutschen Ernährungs-
industrie in Kurzarbeit. Endes des Jahres 2020 lag die Zahl noch bei knapp 5000 
Beschäftigten. Die Entwicklung der Branche in den norddeutschen Bundesländern 
unterschied sich hierbei nicht von der bundesweiten Entwicklung. Laut Arbeitgeber-
vereinigung Nahrung und Genuss (ANG) hatten Unternehmen der Branche während 
der Corona-Pandemie Umsatzrückgänge vor allem im Geschäft mit Großverbrauchern, 
der Gastronomie und im Export zu verzeichnen. Laut ANG geht der Großteil der 
Unternehmen in der Branche allerdings davon aus, dass die Umsatzentwicklung  
2022 wieder das Vor-Krisenniveau erreichen wird.32

Tabelle 7: Umsatz im Ernährungsgewerbe nach Bundesländern

Unternehmen ab 20 Beschäftige 
Quelle: Statistische Landesämter, Jahresberichte für Betriebe im verarbeitenden Gewerbe 
Zahlen für WZ08.10-12 H. V. Nahrungs- und Futtermitteln, einschl. Getränkeherst. und Tabakverarbeitung

in Mio. EUR 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 13–19 2020 r 19–20
SH 6823 6824 6681 6404 7039 7094 7308 + 7,1 % 7131 – 2,4 %
Hamburg 2632 2660 2618 2680 3591 3408 3435 + 30,5 % 3072 – 10,6 %
Bremen 2769 2749 2633 2594 2546 2570 2605 – 5,9 % 2564 – 1,6 %
Niedersachsen 33 585 33 235 33 226 33 652 35 289 35 420 36 231 + 8,5 % 32 141 – 11,3 %
MV 4876 4730 4760 4869 5096 4801 4864 – 0,2 % 4635 – 4,7 %
Gesamt 50 485 50 198 49 918 50 198 53 561 53 293 54 443 + 7,8 % 49 543 – 9,0 %

30	� IHK Nord (2018): Ernährungswirtschaft in Norddeutschland. 
Online unter: https://www.ihk-nord.de/blueprint/servlet/
resource/blob/4323412/04682954e01bb9d55e-
9d0a1da2376583/studie-nordlb-ernaehrungswirtschaft-
data.pdf 

31	� Ebd.

32	� ANG 2021: Ernährungs- und Genussmittelindustrie nach 
Corona: Branche steht vor nachhaltigem Wandel. 
Pressemitteilung vom 27.01.2021. Online unter: https://
www.ang-online.com/de/nachricht/ern %C3 %A4hrungs-
und-genussmittelindustrie-nach-corona-branche-steht-vor-
nachhaltigem-wandel.html

Mit Corona deutliche 
Umsatzrückgänge im 
Geschäft mit Groß
verbrauchern, der Gastro-
nomie und im Export
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AUSBILDUNG
Die Branche verzeichnet in Norddeutschland (und auch bundesweit) seit Jahren 
rückläufige Ausbildungszahlen. Angesichts insgesamt wachsender Beschäftigten
zahlen ist auch die Ausbildungsquote in den norddeutschen Bundesländern in den 
vergangenen Jahren gesunken. Laut ANG blieben 2020 bundesweit rund 6 Prozent 
der Ausbildungsstellen unbesetzt.33 Dennoch zeichnete sich 2020 eine leichte  
Trendwende in Norddeutschland ab: trotz Corona gab es erstmals seit Jahren in  
der Branche rund 200 Auszubildende mehr als im Vorjahr.

Abbildung 5: Ausbildungszahlen und Ausbildungsquote in der Ernährungsindustrie 
 in den norddeutschen Bundesländern

Abbildung 4: Beschäftigte in der Ernährungsindustrie in Kurzarbeit in den  
Norddeutschen Bundesländern 2020

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

33	� Vgl. LMV Online (2021): Pandemie: Ernährungsindustrie 
steht auch nach 2020 vor Herausforderungen. Artikel vom 
21.06.2021. Online unter: https://www.lebensmittelver-
arbeitung-online.de/branchennews/pandemie-ernaehrungs-
industrie-steht-auch-nach-2020-vor-herausforderungen 
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INDUSTRIEPOLITISCHE INITIATIVEN UND SOZIAL-
ÖKOLOGISCHE TRANSFORMATION
• � Eine sozial-ökologische Transformation in der Ernährungsindustrie wird von 

Umwelt- und Verbraucherverbänden seit vielen Jahren gefordert. In der Ernährungs-
industrie geht es nicht allein um die unmittelbare Reduzierung von CO2-Emissionen. 
Für die Branche sind weitere Kriterien relevant, wie z. B. nachhaltig produzierte 
Rohstoffe auf der Lieferantenseite, Regionalität und Verkürzung von Transport
wegen, biologische Erzeugung und Verringerung von Schadstoffen, Reduzierung 
von Verpackungsmaterial und die Umsetzung von Standards Guter Arbeit.

• � Vor allem das Modell der niedersächsischen Agrar- und Ernährungsindustrie steht  
in der Kritik. Die erzeugenden Unternehmen der Region setzen auf Kostensenkung 
durch Massenproduktion, vor allem in der Tierhaltung, mit den Folgen von Gewässer
belastungen und hohen Treibhausgasemissionen. Das System aus Werkverträgen 
und Leiharbeit hat die Arbeitskosten in der Fleischverarbeitenden Industrie über 
viele Jahre hinweg verbilligt und Beschäftigte skandalös ausgebeutet. 

• � Seit 2021 sind Werkverträge und Leiharbeit im Kernbereich der Fleischindustrie 
verboten. Die Auswirkungen auf die Einstellungs- und Arbeitsbedingungen in der 
Branche werden sich noch zeigen. 

• � Die Ernährungsindustrie ist klassischerweise kein Schwerpunkt industriepolitischer 
Strategien. Allerdings gibt es in Norddeutschland seit Jahren eine Reihe von 
landesweiten und regionalen Initiativen und Clustern mit verschiedenen Ziel
setzungen.  

• � 2014 wurde von der Landesregierung in Niedersachsen die »Sanfte Agrarwende« 
ausgerufen. Seither ist es ruhig geworden um die Initiative. 

• � Zum Thema Transformation hat sich der Verbund »Transformationsforschung agrar 
Niedersachsen« gegründet. Welche Kriterien an »Transformation« angelegt werden 
ist unklar. 

• � Andere Netzwerke und Vereine wie z. B. das NieKe, Kompetenznetzwerk Schleswig-
Holstein, foodactive in Hamburg, foodregio aus Lübeck etc. sind in erster Linie 
Branchen- und Unternehmensnetzwerke, ohne dezidierte Ausrichtung auf sozial-
ökologische Transformation. 

3.1.3.	MASCHINENBAU
Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Maschinenbau in Nord-
deutschland ist seit 2014 (fast) kontinuierlich angestiegen. Im Jahr 2019 waren rund 
120 000 Menschen in der Branche in Norddeutschland beschäftigt. Das entspricht einem 
Wachstum seit 2014 von knapp 8 Prozent. Damit hat sich die sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung in Norddeutschland im Maschinenbau etwas besser entwickelt  
als bundesweit. Hier stieg die Zahl der Beschäftigten im selben Zeitraum um knapp  
7 Prozent. Das Beschäftigungswachstum ist deutlich hinter dem Umsatzwachstum in  
der Branche zurückgeblieben. Die Umsätze im norddeutschen Maschinenbau sind 
2014–2019 mit rund 16 Prozent doppelt so stark angewachsen (siehe Tabelle 8).  

Den höchsten Beschäftigungszuwachs in absoluten Zahlen verzeichnete Niedersach-
sen. In Niedersachsen arbeiten mehr als die Hälfte der im norddeutschen Maschinen-

Ernährungsbranche im 
Umbruch mit vielfältigen 
Herausforderungen 
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bau Beschäftigten. Dort war die Beschäftigtenzahl 2019 um 11 Prozent gegenüber 
2014 auf fast 70 000 Beschäftigte angestiegen. Einzig in Mecklenburg-Vorpommern 
gab es einen leichten Rückgang in der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
auf knapp unter 7000 Beschäftigte (–4,9 % seit 2014).

Die Ausbildungsquote im Maschinenbau hat in den Norddeutschen Bundesländern 
seit 2014 leicht abgenommen. Während die Quote 2014 noch bei 6,9 Prozent lag, 
ging sie zum Jahr 2019 auf 6,2 Prozent zurück. Die absoluten Ausbildungszahlen  
sind in den letzten zwei Jahren jedoch wieder leicht angestiegen. 

Tabelle 8: Beschäftigte im Maschinenbau nach Bundesländern

Abbildung 6: Ausbildungszahlen und Ausbildungsquote im Maschinenbau in den 
Norddeutschen Bundesländern 

2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 14–19 2020 r 19–20
SH 22 890 22 675 22 078 22 841 23 849 23 872 + 4,3 % 23 767 –  0,4 %
Hamburg 12 999 12 958 12 709 12 640 13 132 13 285 + 2,2 % 13 156 –  1,0 %
Bremen 4779 5292 5479 5728 5619 5697 + 19,2 % 5219 –  8,4 %
Niedersachsen 62 724 63 322 64 677 65 402 67 656 69 626 + 11,0 % 68 096 –  2,2 %
MV 7338 7667 6414 6526 6771 6980 –  4,9 % 6764 –  3,1 %
Gesamt 110 730 111 914 111 357 113 137 117 027 119 460 + 7,9 % 117 002 –  2,1 %

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte zum 30.06. jeden Jahres 
Quellen: Bundesagentur für Arbeit

Quelle: Statistik Bundesagentur für Arbeit, Stichtag jeweils 30.06. 
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UMSATZENTWICKLUNG
Da die gesamte Branche stark exportorientiert ist, hatten internationale Entwicklungen 
wie der Brexit, die konjunkturelle Abkühlung in China und der Handelskonflikt 
zwischen China und den USA bereits vor der Corona-Pandemie Auswirkungen auf  
den Branchenabsatz. Nach stetig steigenden Umsätzen zeigte sich 2019 im Vergleich 
zu den Vorjahren zum ersten Mal wieder eine leichte »Umsatz-Delle«, sowohl 
bundesweit als auch bei den norddeutschen Maschinenbauern. 

Die Maschinenbauunternehmen in Niedersachsen tragen mehr als die Hälfte zum 
norddeutschen Umsatz bei (ca. 53 % im Jahr 2019). In Hamburg konnte im Jahr 2017 
der Umsatz fast verdoppelt und dieses Niveau bis 2019 auch fast gehalten werden.  
In Schleswig-Holstein nimmt der Umsatz seit dem Jahr 2014 dagegen wieder leicht  
ab und hat sich bis 2019 um 21 Prozent verringert. 

CORONA 
Die Maschinenbauunternehmen in Norddeutschland waren durch die Corona-Pandemie 
von Auftragsrückgängen und weltweit zum Erliegen kommenden Lieferketten betroffen. 
Wie erwartet, zeigt sich daher für 2020 in der stark exportabhängigen Branche ein 
deutlicher Rückgang bei den Umsatzzahlen. Knapp 12 Prozent sanken die Umsätze in 
Norddeutschland im Vergleich zum Vorjahr. Dabei gibt es große Unterschiede zwischen den 
einzelnen Bundesländern. In Hamburg beispielsweise gab es 2020 im Maschinenbau mit 
knapp 38 Prozent die stärksten Umsatzrückgänge, auch im Vergleich aller hier untersuch-
ten Industriebranchen (siehe Tabelle 9). Auch in Bremen ging der Umsatz im Maschinenbau 
um immerhin noch ein Fünftel zurück. Nur in Mecklenburg-Vorpommern konnte die 
Branche auch trotz Corona ein Umsatzplus von knapp 6 Prozent 2020 verzeichnen.  

Im April 2020 waren knapp 30 000 Beschäftigte und damit gut ein Viertel der 
Beschäftigten im Maschinenbau in Norddeutschland in Kurzarbeit. Schon ab Juni 
2020 waren es deutlich weniger und im Dezember sank die Zahl dann auf noch  
rund 1000 Beschäftigte. Für 2021 wurde insgesamt eine Entspannung bei Auftrags-
eingängen, Umsätzen und Beschäftigung erwartet.

Tabelle 9: Umsatz im Maschinenbau nach Bundesländern

in Mio. EUR 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 13–19 2020 r 19–20
SH 6637 6941 6848 6192 5436 5318 5222 – 21,3 % 4901 – 6,1 %
Hamburg 2954 3111 3018 3014 5878 6134 5046 + 70,8 % 3155 – 37,5 %
Bremen 792 729 1128 849 856 1776 1061 + 34,0 % 833 – 21,5 %
Niedersachsen 12 380 12 778 12 834 13 612 13 931 14 997 15 633 + 26,3 % 14 578 – 6,7 %
MV 1478 1545 2329 2693 3367 2293 2266 + 53,3 % 2392 + 5,6 %
Gesamt 24 242 25 103 26 157 26 359 29 468 30 519 29 227 + 20,6 % 25 859 – 11,5 %

Jährlicher Umsatz von Unternehmen ab 20 Beschäftigen 
Quelle: Statistische Landesämter, Jahresberichte für Betriebe im verarbeitenden Gewerbe

Auftragsrückgänge und 
zusammengebrochene 
Lieferketten führten  
zu deutlichen Umsatz
rückgängen
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INDUSTRIEPOLITISCHE INITIATIVEN UND  
SOZIAL-ÖKOLOGISCHE TRANSFORMATION
• � Dem Maschinenbau wird für das Ziel einer Dekarbonisierung der Industrie eine 

zentrale Rolle zugesprochen: die Produkte der Hersteller beeinflussen die Treibhaus-
gasemissionen in so gut wie allen Industrien. Oder anders gesagt, wenn die 
Produkte der Maschinenbauer umweltfreundlicher und CO2-sparender sind, dann 
können auch die Betriebe der Abnehmerbranchen »grüner« produzieren, so die 
Theorie. 

• � Nach Schätzungen einer Studie von BCG und VDMA ließen sich 37 Prozent der 
weltweiten Emissionen aus der Industrie vergleichsweise schnell reduzieren, wenn 
alle bereits heute technisch möglichen und wirtschaftlich lohnenden Technologien 
eingesetzt werden würden (vor allem durch Energieeinsparungen) und Maschinen-
bauer ihren Kund*innen nur noch »grüne Technologien« verkaufen würden.34 

• � Insgesamt, so der Studie zufolge, wären heute sogar bereits die technologischen 
Möglichkeiten vorhanden, um 86 Prozent der weltweiten industriell erzeugten 
Emissionen zu vermeiden – an deren Anfang die Produkte der Maschinenbauher-
steller stehen würden.35

• � Bereits in der vorangegangenen Studie zur norddeutschen Industriepolitik von 
2011–2014 wird darauf hingewiesen, dass sich in den Politik- und Förderstrategien 
der norddeutschen Bundesländer so gut wie keine speziell auf den Maschinenbau 
ausgerichteten Initiativen finden lassen. Dasselbe gilt auch für die aktuelle Unter-
suchung.  

• � Der Maschinenbau als Ausgangspunkt für grüne Technologien und eine weitgehend 
dekarbonisierte Produktionsweise in anderen Industrien sollte aber fester Bestand-
teil in industriepolitischen Konzepten für Norddeutschland werden.

Abbildung 7: Beschäftigte im Maschinenbau in Kurzarbeit in den norddeutschen 
Bundesländern 2020

34	� BMWi (2020). Nachhaltige Produktion: Mit Industrie 4.0 die 
Ökologische Transformation ak tiv gestalten. Plattform 
Industrie 4.0. Online unter: https://www.plattform-i40.de/
PI40/Redaktion/DE/Downloads/Publikation/Nachhaltige-Pro-
duktion.pdf?__blob=publicationFile&v=4 

35	� BCG (2020): Grüne Technologien für grünes Geschäft. 
Online unter: https://web-assets.bcg.com/cd/51/
bf13805d4de4a570010010b3dca4/for-machinery-makers-
green-tech-creates-green-business-de.pdf

Schlüsselrolle für den 
Maschinenbau

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Statistik
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3.1.4.	AUTOMOBILINDUSTRIE
Die Automobilbranche gehört zu den sogenannten Schlüsselbranchen der deutschen 
Industrie. Es ist allerdings schwierig von einer »norddeutschen Automobilindustrie« zu 
sprechen. Die Beschäftigungs- und Produktionsanteile der Region Südniedersachsen 
und Bremen sind im Verhältnis einfach zu groß, als dass ein Vergleich mit den anderen 
Regionen und Bundesländern in Norddeutschland tatsächlich sinnvoll wäre. 

Es arbeiten statistisch gesehen etwa 170 000 Menschen sozialversicherungspflichtig 
in der Automobilindustrie in Norddeutschland, davon allerdings rund 80 Prozent in 
den Regionen Hannover, Braunschweig, Göttingen, Wolfsburg und Salzgitter. Dasselbe 
gilt für die Zuliefererstruktur der Branche.36 VW hat außerdem Werke in Emden und 
Osnabrück. Mercedes lässt in Bremen und Hamburg (Fahrzeugkomponenten) fertigen. 
In Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein sind keine Endhersteller 
vertreten, allerdings gibt es hier Zuliefererunternehmen.37

Für Niedersachsen, Hamburg und Bremen werden aus Gründen der statistischen 
Geheimhaltung keine Umsatzzahlen veröffentlicht. Zahlen zu den Umsätzen liegen  
nur für Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein vor. Die Größenunter-
schiede werden deutlich, wenn man sich die Zahlen im Vergleich anschaut. Insgesamt 
generierten die deutschen Autohersteller im Jahr 2019 einen Umsatz von insgesamt 
438 Mrd. Euro. Die Anteile von Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein 
betrugen daran 1,5 Mrd. Euro bzw. 560 Mio. Euro.38

Die Beschäftigungszahlen in der norddeutschen Automobilindustrie nehmen seit 2017 
nur noch langsam zu und gingen 2019 im Vergleich zum Vorjahr sogar leicht zurück.  
Die Rückgänge vor der Corona-Pandemie waren in den Bundesländern der Endhersteller 
zu beobachten (Niedersachsen, Bremen, Hamburg). Leichte Beschäftigungszuwächse auf 
geringem Niveau gab es in Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern.

An den Zahlen lässt sich der Strukturwandel in der deutschen Automobilindustrie 
ablesen. Mit Sparkursen und Stellenabbau haben VW und Mercedes bereits vor der 
Corona-Pandemie begonnen, ihre Werke zu restrukturieren. Begründet werden die 

Tabelle 10: Beschäftigte in der Automobilindustrie nach Bundesländern

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte zum 30.06. jeden Jahres 
a) zum 31.12 
Quellen: Bundesagentur für Arbeit

2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 14–19 2020 r 19–20
SH 3883 3718 3621 4005 4181 4238 + 17,0 % 4060 – 4,2 %
Hamburg – 3142 3227 3063 3165 3101 – 3,9 % 2968 – 4,3 %
Bremen – – 16 148 a) 16 456 a) 16 402 a) 16 121 a) – 0,2 % 15 581 – 3,3 %
Niedersachsen 132 927 136 019 137 854 140 582 142 891 142 495 + 3,4 % 141 142 – 0,9 %
MV 2721 2756 2680 2902 3008 3143 + 17,3 % 2967 – 5,6 %
Gesamt 139 531 145 635 163 530 167 008 169 647 169 098 + 3,4 % 166 718 – 1,4 %

36	� Zu den Zulieferunternehmen gehören auch Stahlwerke, 
Gießereien und Schmieden ebenso wie Hersteller von 
technischen Textilien, Kunststoffen etc., die hier allerdings 
statistisch nicht aufgeführt werden. 

37	� Vgl. dazu für Mecklenburg-Vorpommern z. B. das Zulieferer- 
netzwerk Automotive Mecklenburg-Vorpommern e. V.

38	� Vgl. Statistisches Bundesamt, Jahresbericht für Betriebe 
2019. 

Norddeutsche Auto
mobilindustrie im Struktur-
wandel
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Entscheidungen von den Unternehmen mit dem technologischen Wandel vom 
Verbrennungsmotor und hin zu alternativen Antriebsformen. Gleichzeitig haben die 
Autobauer durch Strafzahlungen aufgrund der sogenannten »Diesel-Affäre« Zusatz-
kosten in Milliardenhöhe zu verzeichnen. 

CORONA 
Die Corona-Pandemie hatte 2020 deutliche Auswirkungen auf die Produktion und  
den Absatz in der Automobilindustrie. Es gab kurzzeitige Betriebsschließungen, 
unterbrochene Lieferketten und deutliche Nachfragerückgänge. Trotz teilweise 
anhaltender Lieferengpässe zeichnet sich vor allem seit Ende 2020 eine Erholung in 
der Branche ab. Insgesamt wurden 2020 in Deutschland rund 1,1 Mio. PKWs weniger 
produziert als 2019 (– 23 %). Dennoch haben die großen Autobauer VW, Mercedes 
und BMW das Jahr 2020 mit Milliardengewinnen abgeschlossen.39

Mit dem Ausbruch der Corona-Pandemie im Jahr 2020 sind in allen norddeutschen 
Bundesländern die Beschäftigtenzahlen in der Automobilindustrie zurückgegangen. 
Bundesweit sind in der Branche bis Mitte 2020 bereits knapp 25 000 sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte weniger beschäftigt gewesen als im Vorjahr. Das entspricht einem 
bundesweiten Rückgang um rund 3 Prozent. Die prozentualen Rückgänge in den nord-
deutschen Bundesländern liegen überall, außer in Niedersachsen, über diesem Durch-
schnittswert (siehe Tabelle 10). In den kleineren Betrieben und bei den Zulieferern zeigen 
sich die Krisenauswirkungen anteilig also bisher stärker als bei den Endherstellern. Insge-
samt sind bis Juni 2020 rund 2400 sozialversicherungspflichtige Stellen in den nord
deutschen Bundesländern im Vergleich zum Vorjahr weggefallen. Zahlen über Leiharbeit-
nehmer*innen und Werkvertragsnehmer*innen liegen branchenbezogen nicht vor. 

Im April 2020 befanden sich fast 99 000 Beschäftigte der norddeutschen Automobil-
branche in Kurzarbeit. Nach dem ersten Lockdown im April ging die Zahl allerdings 
rasch wieder zurück. Ende des Jahres waren nur noch 200 Menschen in der Branche 
in Norddeutschland in Kurzarbeit.

Abbildung 8: Beschäftigte in der Automobilindustrie in Kurzarbeit in den  
Norddeutschen Bundesländern 2020

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Statistik

39	� Vgl. dazu etwa Handelsblatt (Artikel vom 11.03.2021): 
BMW schafft Milliardengewinn. Online unter: https://www.
handelsblatt.com/unternehmen/industrie/autoindustrie-
bmw-schafft-milliardengewinn-dividende-sinkt-im-vergleich-
zum-vorjahr/26995748.html; Der Spiegel (Artikel vom 
18.02.2021): Daimler erhöht im Corona-jahr 2020 den 
Gewinn. Online unter: https://www.spiegel.de/wirtschaft/
unternehmen/daimler-erhoeht-im-corona-jahr-2020-den-
gewinn-a-88f88065-fa31-4b85-a507-344f7ea5bdc2 
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Die Ausbildungszahlen in der Automobilindustrie lagen in Norddeutschland seit 
einigen Jahren stabil bei rund 5000 Auszubildenden. 2020 stiegen die Ausbildungs-
zahlen sogar nochmal auf knapp 5700 Auszubildende an. Die Ausbildungsquote der 
Branche in Norddeutschland liegt auf einem für die Industrie unterdurchschnittlichem 
Niveau von lediglich 3,4 Prozent. Die Auszubildenden in der Automobilbranche sind 
zu 80 Prozent Männer und zu 20 Prozent Frauen.

INDUSTRIEPOLITISCHE INITIATIVEN UND SOZIAL-
ÖKOLOGISCHE TRANSFORMATION
• � Für kaum eine andere Branche wird die (sozial)-ökologische Transformation politisch 

und gesellschaftlich bereits so diskutiert wie für die Automobilindustrie. Der 
Übergang vom Verbrennungsmotor hin zu alternativen Antrieben bzw. zum Elektro-
auto kann als einer der Ausgangspunkte der Diskussion um eine industrielle 
Transformation betrachtet werden. 

• � Gleichzeitig wird kaum eine andere Branche so heftig dafür kritisiert, den notwendi-
gen Strukturwandel nicht eingeleitet, verschlafen oder bewusst ignoriert zu haben.  

• � Die Automobilindustrie ist aufgrund ihrer Produktions- und Beschäftigungsstärke 
die Schlüsselindustrie in Deutschland. Dennoch sind in den nächsten Jahren 
mehrere Tausend Arbeitsplätze in der Automobilindustrie gefährdet. Wie viele und 
wo genau ist bislang noch unklar. Durch die Corona-Krise sind Restrukturierungs-
planungen deutlich beschleunigt worden. 

• � Was das für die Beschäftigten an den norddeutschen Standorten der Automobil-
industrie bedeutet, lässt sich bisher nicht im Detail sagen. 

• � VDA Präsidentin Müller hat angekündigt, die deutsche Automobilindustrie wolle bis 
2025 insgesamt 150 Mrd. Euro in Elektromobilität und Digitalisierung investieren.40

Abbildung 9: Ausbildungszahlen und Ausbildungsquote in der Automobilindustrie in 
den Norddeutschen Bundesländern 

Quelle: Statistik Bundesagentur für Arbeit, Stichtag jeweils 30.06. 

40	� VDA Pressemitteilung vom 26.01.2021. Online unter: 
https://www.vda.de/de/presse/Pressemeldungen/210126-
2021-entscheidet--ber-die-Zukunft-der-Industrie-in- 
Deutschland-und-Europa.html 
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• � In Bremen wird seit 2019 das Daimler E-Auto EQC gefertigt und 2021 soll das 
Modell EQE folgen. VW will ab 2025 das E-Volumenmodell am Stammsitz in 
Wolfsburg produzieren. Außerdem werden die Werke in Emden und Hannover auf 
die Fertigung von E-Autos umgebaut. 

• � Die IG Metall hat in ihren aktuellen Tarifforderungen Regelungen für »Zukunftsver-
träge für die Transformation« mit aufgenommen. 

• � Die meisten industriepolitischen Maßnahmen für die Branche sind Initiativen auf 
Bundesebene, z. B. der »Zukunftsfonds«, der bis 2025 1 Mrd. Euro für die Auto-
industrie bereitstellen wird. Ein Bestandteil davon soll die Förderung von regionalen 
Transformationsnetzwerken sein. 

• � Im November 2019 gab es mit der Gründung der »Norddeutschen Automotive 
Allianz« eine industriepolitische Initiative zur Automobilbranchen auf Ebene der 
norddeutschen Bundesländer. Die Ziele sind klassischer Art: die Allianz will vor  
allem die Rahmenbedingungen für eine Transformation in der Branche und die 
Vernetzung von Verbänden, Unternehmen und bereits bestehenden Netzwerken 
(wie Automotive Nordwest und ITS Mobility) unterstützen.  

• � Ähnliche Initiativen in Niedersachsen sind der »Strategiedialog Automobilwirt-
schaft«, mit der daraus hervorgegangenen Idee der Transformationsagenturen 
unterstützen und der Beteiligungsfonds »NTransformation« für die Zulieferer-
industrie. 

3.1.5.	�CHEMIE-, PHARMA- UND KUNSTSTOFF­
INDUSTRIE 

Die Beschäftigtenzahlen in der Chemie-, Pharma- und Kunststoffindustrie haben in 
den Jahren seit 2014 in Norddeutschland deutlich zugelegt. Insgesamt waren in der 
Branche vor der Corona-Pandemie 2019 knapp 119 000 Menschen sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt. Das sind rund 8 Prozent mehr als sechs Jahr zuvor. Bundes-
weit waren 2020 rund 893 000 Menschen in der Chemie-, Pharma- und Kunststoff-
industrie sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Das bedeutet in Norddeutschland 
sind 13 Prozent aller bundesweit in der Branche Beschäftigten tätig. 

In der Chemie-, Pharma- und Kunststoffindustrie gibt es eine regional sehr unter-
schiedliche Verteilung von Betrieben und Beschäftigten in Norddeutschland. In 
Niedersachsen findet sich sowohl der größte Anteil der Beschäftigten in der norddeut-
schen Chemieindustrie (80 %) als auch in der Gummi- und Kunststoffindustrie (57 %). 
In der Pharmaindustrie arbeiten unter den norddeutschen Bundesländern die meisten 
Menschen in Schleswig-Holstein. 

AUSZUBILDENDE
Zusammengenommen gibt es in den drei Teilbranchen in Norddeutschland aktuell 
rund 4100 Auszubildende. Die Zahlen waren in den vergangenen Jahren rückläufig. 
Erst zwischen 2019 und 2020 stieg der Zahl der Auszubildenden in Norddeutschland 
wieder an. Die Ausbildungsquote stieg von 3 auf 3,5 Prozent an. In allen drei Teilbran-
chen gab es 2020 diesen Aufwärtstrend bei den Ausbildungszahlen zu beobachten.  
Es wird sich zeigen, ob 2021 dieser Trend anhält oder die Ausbildungstätigkeiten der 
Betriebe wieder zurückgefahren werden. 

Werksumbau und  
regionale 
Transformations
netzwerke

Beschäftigungszuwachs, 
aber weniger Ausbildung
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UMSATZENTWICKLUNG 
Die Hersteller der Branche in Norddeutschland machten zusammengenommen 2019 
rund 32,3 Mrd. Euro Umsatz. Das sind rund 3,4 Mrd. Euro mehr als 2013. Das größte 
Umsatzplus mit knapp +40 Prozent innerhalb von sieben Jahren verzeichneten die 
Hersteller pharmazeutischer Erzeugnisse. Das Umsatzwachstum verlief in dieser 
Teilbranche deutlich stärker als der Beschäftigungsaufbau.  

CORONA 
Die Auswirkungen der durch die Corona-Pandemie ausgelösten Krise fielen in den drei 
Teilbranchen unterschiedlich aus. Die norddeutschen Hersteller von Gummi- und 
Kunststoffwaren ebenso wie die norddeutschen Hersteller von chemischen Erzeugnis-

Tabelle 11: Beschäftigte in der Chemie-, Pharma- und Kunststoffbranche nach  
Bundesländern

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte zum 30.06. jeden Jahres 
Quellen: Bundesagentur für Arbeit

2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 16–19 2020 r 19–20
SH 19 367 19 447 19 840 19 917 20 636 21 626 + 11,7 % 22 318 + 3,2 %
Hamburg 11 233 11 571 11 655 12 118 12 412 12 728 + 13,3 % 12 666 – 0,5 %
Bremen 1614 1575 1469 1782 1467 1468 – 9,0 % 1463 – 0,3 %
Niedersachsen 73 678 74 667 74 678 76 579 78 346 78 638 + 6,7 % 76 895 – 2,2 %
MV 3748 3736 3914 4011 4149 4297 + 14,6 % 4055 – 5,6 %
Gesamt 109 640 110 996 111 556 114 407 117 010 118 757 + 8,3 % 117 397 – 1,1 %

Quelle: Statistik Bundesagentur für Arbeit, Stichtag jeweils 30.06. 

Abbildung 10: Ausbildungszahlen und Ausbildungsquote in der Chemie-, Pharma- 
Gummi- und Kunststoffbranche in den Norddeutschen Bundesländern 
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sen verzeichneten 2020 zwischen rund 9 bzw. 4 Prozent weniger Umsatz. Zugelegt 
haben die Umsätze und Beschäftigung in der Pharmaindustrie.  

Zu Beschäftigungsverlusten kam es 2020 in allen fünf Bundesländern vor allem in der 
Gummi- und Kunststoffindustrie. Die Teilbranche war stärker von Betriebsschließungen, 
unterbrochenen Lieferketten und Nachfragerückgängen in vorgelagerten Abnehmer-
branchen (wie z. B. der Automobilindustrie) betroffen. 

Demgegenüber stiegen die Beschäftigtenzahlen in der Pharmaindustrie. Die Hersteller 
von pharmazeutischen Erzeugnissen hatten bereits vor der Corona-Pandemie in 
Norddeutschland deutlich an Beschäftigung aufgebaut. Zwischen 2014 und 2019 
stieg die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten um knapp 20 Prozent. 
Von 2019 auf 2020 waren es noch einmal fast 10 Prozent. Es wird sich zeigen, ob 
dieser Trend zum Beschäftigungsaufbau über die Corona-Pandemie hinaus anhält. 
Hersteller wie Centogene aus Rostock beispielsweise rechneten Anfang des Jahres mit 
einer anhaltend hohen Nachfrage und Umsätzen durch Corona-Schnelltests.41 
Dagegen schließt das Pharmaunternehmen Astra-Zeneca Ende 2021 sein Werk in 
Wedel und verlegt die Deutschlandzentrale nach Hamburg. Dabei sollen auch Arbeits-
plätze wegfallen. In Wedel wurde nicht der Astra-Zeneca-Impfstoff gegen Covid-19 
hergestellt oder abgefüllt, sondern Medikamente verpackt. Dafür will das Pharma-
unternehmen Medac zukünftig in Wedel investieren.42

Bundesweit vermeldet der VCI für das 1. Halbjahr 2021 bereits wieder stark wach-
sende Umsatzzahlen, nicht nur in der pharmazeutischen, auch in der chemischen 
Industrie. Der Verband rechnet für das Jahr 2021 mit einem Umsatzwachstum von 
+11 Prozent in der chemisch-pharmazeutischen Industrie.43

Tabelle 12: Umsätze in der Chemie-, Pharma- und Kunststoffbranche in  
Norddeutschland

Jährlicher Umsatz von Unternehmen ab 20 Beschäftigen 
Quelle: Statistische Landesämter, Jahresberichte für Betriebe im verarbeitenden Gewerbe

in Mio. EUR 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 13–19 2020 r 19–20
Herst. v.  
chemischen 
Erzeugnissen

14 656 15 687 15 638 15 322 17 087 16 848 15 846 + 8,1 % 15 273 – 3,6 %

Herst. v. pharma-
zeutischen 
Erzeugnissen

3271 3511 3882 4141 4036 4250 4546 + 39,0 % 4752 + 4,5 %

Herst. v.  
Gummi- und 
Kunststoffwaren

10 989 11 128 11 190 11 333 11 728 11 828 11 893 + 8,2 % 10 835 – 8,9 %

Gesamt 28 915 30 325 30 710 30 796 32 851 32 926 32 285 + 11,7 % 30 860 – 4,4 %

41	� Vgl. Süddeutsche Artikel vom 16.02.2021: Centogene: 
Bedarf nach Corona Abstrichtests bleibt bestehen. Online 
unter: https://www.sueddeutsche.de/gesundheit/
gesundheit-rostock-centogene-bedarf-nach-corona-abstrich-
tests-bleibt-bestehen-dpa.urn-newsml-dpa-
com-20090101-210216-99-458624

42	� Vgl. Abendblatt Artikel vom 15.06.2021: Astrazeneca zieht 
nach Hamburg – und baut Arbeitsplätze ab. Online unter: 
https://www.abendblatt.de/wirtschaft/article232534625/
Astrazeneca-verlegt-Deutschland-Zentrale-nach-Hamburg.html 

43	� Vgl. VCI (2021): Starkes Comeback für die Chemie. 
Pressemitteilung vom 18.08.2021

Corona: Zwischen Boom 
und deutlichen Rück-
gängen – unterschiedliche 
Auswirkungen in den Teil-
branchen
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Tabelle 13: Beschäftigte in der Herstellung von chemischen Erzeugnissen nach  
Bundesländern

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte zum 30.06. jeden Jahres 
Quellen: Statistisches Bundesamt und statistische Landesämter; Bundesagentur für Arbeit

2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 16–19 2020 r 19–20
SH 6314 6583 6973 6806 7086 7506 + 18,9 % 7830 + 4,3 %
Hamburg 7201 7407 7535 7841 7994 8159 + 13,3 % 8199 + 0,5 %
Bremen 1141 1121 1114 1121 802 817 – 28,4 % 872 + 6,7 %
Niedersachsen 24 249 23 945 23 817 24 239 24 339 24 195 – 0,2 % 23 718 – 2,0 %
MV 1246 1280 1366 1416 1482 1579 + 26,7 % 1 248 – 21,0 %
Gesamt 40 151 40 336 40 805 41 423 41 703 42 256 + 5,2 % 41 867 – 0,9 %

Tabelle 14: Beschäftigte in der Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen nach 
Bundesländern

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte zum 30.06. jeden Jahres 
Quellen: Bundesagentur für Arbeit

2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 16–19 2020 r 19–20
SH 6809 6769 6889 6979 7293 7723 + 13,4 % 8208 + 6,3 %
Hamburg 1490 1497 1430 1491 1460 1593 + 6,9 % 1700 + 6,7 %
Bremen – – – 285 299 287 – 281 – 2,1 %
Niedersachsen 5418 5255 5781 6094 6281 6658 + 22,9 % 7 606 + 14,2 %
MV 415 380 415 447 516 570 + 37,3 % 654 + 14,7 %
Gesamt 14 132 13 901 14 515 15 296 15 849 16 831 + 19,1 % 18 449 + 9,6 %

Tabelle 15: Beschäftigte in der Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren nach 
Bundesländern

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte zum 30.06. jeden Jahres 
Quellen: Bundesagentur für Arbeit

2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 16–19 2020 r 19–20
SH 6244 6095 5978 6132 6257 6397 + 2,5 % 6280 – 1,8 %
Hamburg 2542 2667 2690 2786 2958 2976 + 17,1 % 2767 – 7,0 %
Bremen 473 454 355 376 366 364 – 23,0 % 310 – 14,8 %
Niedersachsen 44 011 45 467 45 080 46 246 47 726 47 785 + 8,6 % 45 571 – 4,6 %
MV 2087 2076 2133 2148 2151 2148 + 2,9 % 2153 + 0,2 %
Gesamt 55 357 56 759 56 236 57 688 59 458 59 670 + 7,8 % 57 081 – 4,3 %
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INDUSTRIEPOLITISCHE INITIATIVEN UND SOZIAL-
ÖKOLOGISCHE TRANSFORMATION
• � Das Thema Transformation beschäftigt die Branche in besonderem Maße, da sie von 

veränderten Rahmenbedingungen wie Klimaschutzpaket oder bei der EEG-Umlage 
direkt betroffen ist. 

• � Der Branchenverband VCI bezieht hier regelmäßig Stellung. CO2-Neutralität wird 
als Branchenziel proklamiert. Der VCI betreibt z. B. eine Diskussionsplattform »Nach-
haltigkeit der Chemie« zum Thema Transformation.44

• � Biotechnologie soll als »Game-Changer« auf dem Weg hin zu einer Wirtschaft ohne 
fossile Rohstoffe anerkannt und industriepolitisch entsprechend gefördert werden. 
Der Verband argumentiert mit der »biogenen Rohstoffgrundlage«45. 

• � Aus Sicht des VCI ist für die Transformation der Branche entscheidend, dass günsti-
ger grüner Strom in großen Mengen zur Verfügung steht. Das Thema grüner 
Wasserstoff wird daher als zentral angesehen.

• � Der VCI Nord fordert, dass der Norden »das Tor in die nationale Wasserstoffzu-
kunft« werden soll. Über die norddeutschen Häfen soll in Zukunft der Import von 
grünem Wasserstoff abgewickelt werden, dafür braucht es eine entsprechende 
Infrastruktur und Terminals.46

• � Im Oktober 2020 unterzeichneten die niedersächsischen Sozialpartner DGB, UVN, 
IG BCE, VCI, das Wirtschafts- und Umweltministerium und die Fraktionsvorsitzenden 
des niedersächsischen Landtags einen Appell an die Bundesregierung zur Stärkung 
der Wasserstoffwirtschaft in Niedersachsen.47

• � Für die Kunststoffindustrie stellen sich vor allem Fragen zu Kreislaufwirtschaft, 
Recycling und Ressourceneffizienz, alles keine neuen, aber nach wie vor nicht 
gelöste Fragen. Hier gibt es derzeit keine Initiativen auf norddeutscher Ebene. 

3.1.6.	LUFTFAHRTINDUSTRIE
Mit den Airbus Werken und dem Luftfahrtcluster in Hamburg gehört die norddeutsche 
Luft- und Raumfahrtindustrie zu einem der wichtigsten Standorte der Branche 
weltweit. Allein in Hamburg arbeitet etwa ein Viertel der rund 100 000 bundesweit in 
der Branche sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. 

Die Beschäftigungszahlen in der Luft- und Raumfahrt in Deutschland haben in den 
Jahren vor und auch noch während der Corona-Krise kontinuierlich zugelegt. Seit 
2014 war die Summe der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Hamburg und 
Niedersachsen um rund 9 bzw. 14 Prozent angewachsen. Das war in beiden Bundes-
ländern mehr als im Bundesdurchschnitt im selben Zeitraum (+8,8 %). Auch im 
Corona-Krisenjahr 2020 stiegen die Beschäftigtenzahlen in der Branche in Hamburg 
und auch in Niedersachsen zunächst weiter an. 

Bremen gehört mit Werken der Airbus Group (vor allem Flügelproduktion) oder OHB 
zu einem der wichtigsten Standorte der Branche in Norddeutschland. Aus Gründen der 
statistischen Geheimhaltung gibt es für Bremen (ebenso wie für Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern) keine zugänglichen Beschäftigtendaten. 

44	� Vgl. Website: https://www.ihre-chemie.de/blog/ 

45	� Vgl.: VCI (2021): Game-Changer Biotechnologie. Politikbrief 
August 2021. Online unter: https://www.vci-nord.de/
fileadmin/vci-nord/Bilder/publikationen/vci-pb-
2021-4-game-changer-biotechnologie.pdf 

46	� VCI Nord (2020): Norddeutschland muss das Tor in die 
nationale Wasserstoffzukunft werden. Pressemitteilung vom 
29.06.2020. Online unter: https://www.vci-nord.de/news/
detail/news/norddeutschland-muss-das-tor-in-die-nationale-
wasserstoffzukunft-werden/ 

47	� VCI Nord (2020): Wasserstoffwirtschaft in Norddeutschland 
etablieren – Niedersachsens Stärken ausspielen. Online 
unter: https://www.vci-nord.de/fileadmin/vci-nord/
Dokumente/Presse/Presse_2020/201007_Unterzeichnung_
Nds_Wasserstoff_Appell_FINAL.pdf 
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Corona hat die Perspektiven der Branche allerdings deutlich verändert. Laut einer 
Betriebsrätebefragung der IG Metall Küste von Ende 2020 rechnet ein Großteil der 
Betriebsräte in der Branche für 2021 und darüber hinaus mit Beschäftigungsrück-
gängen.48

Die Leiharbeitsquote in norddeutschen Betrieben der Branche lag vor Corona auf 
einem Niveau von über 10 Prozent. Der höchste Anteil von Leiharbeitskräften ist in der 
Produktion zu finden. Auch ein hoher Anteil von Werkverträgen ist in der Branche üblich. 
Dieser lag 2019 bei knapp 19 Prozent.49

Corona hat bei allen großen Unternehmen der Branche zuerst zu einem weitgehenden 
Abbau der Leiharbeitnehmer*innen geführt. 

UMSATZENTWICKLUNG
Die Betriebe des deutschen Luft- und Raumfahrzeugbaus erzielten im Jahr 2019  
einen Umsatz von insgesamt rund 33,4 Mrd. Euro. Der Umsatz ist damit seit 2013 um 
55 Prozent angestiegen. Im Corona-Krisenjahr brach der Umsatz schließlich bundes-
weit um minus 20 Prozent ein.

Mit rund 80 Prozent macht die zivile Luftfahrtindustrie den Großteil am Umsatz aus.50 
Die Internationalisierung der Branche wird durch den hohen Exportanteil deutlich. 
Dieser lag im Jahr 2013 bei 70 Prozent und hat sich im Laufe der Jahre auf 77 Prozent 
gesteigert. 

In den vorliegenden Zahlen nicht enthalten, ist der militärische Luft- und Raumfahrzeug-
bau. In diesem wurde 2019 laut BDLI ein Umsatz von 6,7 Mrd. Euro erwirtschaftet.51

CORONA
Aufgrund des Nachfrageeinbruchs und der weltweiten Reisebeschränkungen war der 
Passagierluftverkehr 2020 zum Großteil zum Erliegen gekommen. Eine Rückkehr zum 
Vorkrisenniveau wird erst in 3–4 Jahren erwartet.52

Tabelle 16: Beschäftigte in der Luft- und Raumfahrtbranche nach Bundesländern

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte zum 30.06. jeden Jahres 
*) Keine Einzelwerte aufgrund von Anonymisierung 
Quellen: Bundesagentur für Arbeit

2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 14–19 2020 r 19–20
SH 390 * * * * * 382

Hamburg 23 454 23 046 23 077 23 235 23 700 25 643 + 9,3 % 26 642 + 3,9 %
Bremen * * * * 4187 * *

Niedersachsen 9083 9013 9067 9232 9617 10 382 + 14,3 % 10 522 + 1,3 %
MV * * * * * * *

Gesamt 90 882 90 323 91 695 93 795 94 511 98 905 + 8,8 % 100 548 + 1,7 %

48	� IG Metall (2020): Lage und Perspektiven der Luft- und 
Raumfahrtindustrie in Deutschland. Ergebnisse der 9. 
Air|Connect Betriebsrätebefragung. Online unter https://
www.cms.igmetall-kueste.de/files/D_b447876168.pdf

49	� IG Metall (2020): Lage und Perspektiven der Luft- und 
Raumfahrtindustrie in Deutschland. Ergebnisse der 9. 
Air|Connect Betriebsrätebefragung. Online unter https://
www.cms.igmetall-kueste.de/files/D_b447876168.pdf

50	� BMWI: Luft- und Raumfahrt. Aktuelle Entwicklungen. Online 
unter: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/
Branchenfokus/branchenfokus-luft-und-raumfahrt-02.html

51	� BDLI (2020): Branchendaten der deutschen Luft- und 
Raumfahrtindustrie 2019. Online unter https://www.bdli.de/
sites/default/files/2020-07/Branchendaten_2019_D_0.pdf

52	� BMWI: Luft- und Raumfahrt. Aktuelle Entwicklungen. Online 
unter: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/
Branchenfokus/branchenfokus-luft-und-raumfahrt-02.html
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Laut IG Metall Küste waren die Betriebe der Branche 2020 um 30 Prozent weniger 
ausgelastet. Ausgaben für Investitionen, Forschung und Entwicklung wurden zurück-
gefahren oder teilweise ganz gestoppt.53

Am frühesten zeigten sich die Corona-Auswirkungen an der Zahl der Leiharbeitneh-
mer*innen. Während die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung für die Branche 
2020 noch ein Plus verzeichnete, ging die Leiharbeitsquote in der Branche von  
8,5 Prozent im Jahr 2019 auf 3,5 Prozent 2020 zurück. Am stärksten ging der Anteil 
der Leiharbeitnehmer*innen in der Produktion zurück. Auch die Werkvertragsquote  
in den Betrieben sank von rund 20 Prozent auf 3 Prozent.54

Die IG Metall Küste geht davon aus, dass bundesweit in der Branche 10 000 Arbeits-
plätze gefährdet sind, davon rund 6300 in Norddeutschland. Zu Beginn des ersten 
Lockdowns, im März 2020 befanden sich rund 30 000 Beschäftigte der Luft- und 
Raumfahrtbranche in Kurzarbeit, also rund ein Drittel. In Niedersachen waren sogar 
zeitweise 90 Prozent aller Beschäftigten in Kurzarbeit.55

Tabelle 17: Umsätze in der in der Luft- und Raumfahrtbranche in Deutschland

Jährlicher Umsatz von Unternehmen ab 20 Beschäftigen 
Quelle: Statistische Landesämter, Jahresberichte für Betriebe im verarbeitenden Gewerbe

in Mio. EUR 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 r 13–19 2020 r 19–20
Deutschland 21 698 23 160 26 359 28 864 29 817 30 767 33 368 +54,8 % 26 697 –20,0 %

Abbildung 11: Beschäftigte in der Luft- und Raumfahrtbranche in Kurzarbeit in 
Deutschland 2020

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit

53	� IG Metall Küste (2020): Befragung der IG Metall: Luft- und 
Raumfahrtindustrie droht durch corona-Krise massiver 
Personalabbau. Online unter: https://www.igmetall-kueste.
de/luftfahrt/news/befragung-der-ig-metall-luft-und-raum-
fahrtindustrie-droht-durch-corona-krise-massiver-personal-
abbau-gewerkschaft-fordert-mit-klugen-konzepten-gegen-
zusteuern

54	� IG Metall (2020): Lage und Perspektiven der Luft- und 
Raumfahrtindustrie in Deutschland. Ergebnisse der 9. 
Air|Connect Betriebsrätebefragung. Online unter https://
www.cms.igmetall-kueste.de/files/D_b447876168.pdf

55	� NDR (2020): Luft- und Raumfahrtindustrie: IG Metall 
befürchtet Absturz (18.02.2020), https://www.ndr.de/
nachrichten/niedersachsen/oldenburg_ostfriesland/
Luft-und-Raumfahrtindustrie-IG-Metall-befuerchtet-Ab-
sturz,igmetall408.html
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AUSGLIEDERUNGSPLÄNE BEI AIRBUS UND  
KÜNDIGUNGEN BEI LUFTHANSA TECHNIK 

Bei Airbus ging die Produktion aufgrund der Corona-Krise um 40 Prozent zurück. Als 
Reaktion darauf kündigte das Unternehmen an, weltweit 15 000 Stellen zu streichen, 
5100 davon in Deutschland und ein Großteil davon in Norddeutschland. Anfang  
2021 einigten sich die IG Metall und Airbus zunächst darauf, keine betriebsbedingten 
Kündigungen auszusprechen.56

Im April 2021 kündigte Airbus schließlich an, dass Teile von Airbus Operations und 
Premium Aerotec in eine neugegründete Tochterfirma ausgelagert werden sollen.  
Am Standort Hamburg wären rund 4000 Beschäftigte und in Bremen rund  
1000 Beschäftigte von der Umstrukturierung betroffen. Dieser Konflikt ist Ende 2021 
noch nicht gelöst. 

Auch bei Lufthansa Technik bleibt die Lage angespannt. Nachdem es Ende des Jahres 
2020 noch eine Einigung zum Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen bei  
Lufthansa gab, hat die LHT entschieden, den Wartungsbereich (Line Maintenance) zu 
schließen und rund 700 Stellen in Deutschland abgebaut (über Altersteilzeit und 
freiwillige Vertragsauflösung). In Hamburg, Hannover und Bremen waren davon ca. 
170 Beschäftigte betroffen. Der Konzern plant für 2022 weitere Umstrukturierungen.  

INDUSTRIEPOLITISCHE INITIATIVEN UND SOZIAL-
ÖKOLOGISCHE TRANSFORMATION
• � Die Branche bezeichnet für sich selbst als wichtige Zukunftsthemen das autonome 

Fliegen, der Einsatz alternativer Treibstoffe, Industrie 4.0 und die kommerzielle 
Nutzung der Raumfahrt.

• � Aus transformativer Sicht steht die Entwicklung beim Thema »Grünes Fliegen« bzw. 
CO2 freies Fliegen und verstärktes Recycling von Flugzeugen im Fokus. Grünes 
Fliegen setzt auf Wasserstoff.

• � In Norddeutschland wurde von Hamburg, Bremen und Niedersachsen die »Norddeut-
sche Allianz Grünes Fliegen« ins Leben gerufen. Ziel ist es »die norddeutsche Luftfahrt-
industrie als führendes Zentrum für klimaneutrales Fliegen« zu etablieren. Die Luftfahrt-
technologiezentren ECOMAT in Bremen, ZAL in Hamburg, CTC in Stade und  die 
norddeutsche Wasserstoffstrategie (mit dem Reallabor Westküste 100) sollen dafür den 
notwendigen Rahmen bieten. Das Projekt Kerosyn 100 soll gezielt die Anwendung von 
alternativen (strombasierten) Kraftstoffen in der Luftfahrt voranbringen. 

• � Die Entwicklung von Wasserstofftanksystemen soll laut Airbus am Standort in 
Bremen aufgebaut werden. Airbus rechnet mit dem ersten Wasserstoffflugzeug 
wahrscheinlich ab 2035.57

• � Die Ziele für die deutsche Luftfahrtindustrie wurden zuletzt in der »Luftfahrtstrate-
gie der Bundesregierung« 2014 festgeschrieben. Der Begriff »Grünes Fliegen« 
tauchte darin nicht auf und der notwendigen Transformation im Luftfahrtbereich 
wurden nur wenige Sätze am Anfang des Papiers unter dem Kapitel »Zukunfts
branche« gewidmet.58 Das Thema Wasserstoff wird überhaupt nicht erwähnt. 

• � Im Mai 2021 hat die Bundesregierung dann gemeinsam mit dem BDLI, dem BDL, 
VDMA und MWV die PtL-Roadmap im Mai 2021 vorgelegt. Damit soll die Grund-

56	� NDR (04.03.2021): Airbus: Keine betriebsbedingten 
Kündigungen in Corona- Krise. Online unter:  
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/coronavirus/
Airbus-Keine-betriebsbedingten-Kuendigungen-in-Corona-
Krise-,airbus1732.html

57	� Weserkurier: Neues Airbus Entwicklungszentrum in Bremen. 
Artikel vom 14.06.2021

58	� Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2014): Die 
Luftfahrtstrategie der Bundesregierung. Online unter: 
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/
Technologie/luftfahrtstrategie-der-bundesregierung.html



Ausgewählte Branchendaten und -entwicklungen für die norddeutschen Bundesländer 37

lage für den Aufbau von Produktionskapazitäten für strombasierte Kraftstoffe  
für den Luftverkehr und deren Markteinführung gelegt werden.59

• � Der BDLI hat inzwischen die klimaneutrale Luftfahrt zum Hauptziel erklärt.

3.1.7.	 WINDENERGIEINDUSTRIE
Da es in der Klassifikation des Statistischen Bundesamtes immer noch keinen eigenen 
Wirtschaftszweig Windenergiebranche gibt, ist es schwierig, aktuelle Zahlen zur 
Beschäftigungsentwicklung in der Branche darzustellen. 

In den vergangenen Jahren ist es zu einem deutlichen Stellenabbau gekommen. Im 
Jahr 2016 waren in ganz Deutschland noch 160 200 Menschen in der Windbranche 
beschäftigt, 70 830 davon in den norddeutschen Bundesländern. Der Großteil davon 
arbeitete in Niedersachen (2016: 36 600 Beschäftigte) und in Schleswig-Holstein 
(2016: 12 890 Beschäftigte). Ab dem Jahr 2017 ist es zu massiven Arbeitsplatzver
lusten gekommen. Allein zwischen 2016 und 2017 sind knapp 26 000 Arbeitsplätze 
verloren gegangen.60 Die Branchenverbände BWE und VDMA gehen davon aus, dass 
es im Jahr 2020 nur noch rund 100 000 Beschäftigte bundesweit in der Branche 
gab.61 Gegenüber 2016 wäre das ein Rückgang von rund 60 000 Arbeitsplätzen 
(minus 38 %). Ein Grund dafür ist ein Einbruch der Nachfrage in Deutschland durch 
die Deckelung der Ausbauziele und geänderter Ausschreibungs- und Genehmigungs-
verfahren mit der EEG-Reform 2017. 2019 wurden 80 Prozent weniger Windräder 
aufgebaut als in den vorangegangenen Jahren.62

Der ausgelöste Preiskampf und Konzentrationsprozesse in der Branche führten zu 
Unternehmenspleiten und Arbeitsplatzverlusten bei den (im internationalen Vergleich) 
mittelgroßen deutschen Herstellern. Der Hamburger Windkraftanlagenhersteller 
Senvion beantragte 2019 Insolvenz, der Großteil der 1800 Arbeitsplätze in Hamburg, 
Bremerhaven, Osnabrück und Osterrönfeld ging verloren. Nur 500 Beschäftigte 
wurden von SiemensGamesa im Service-Bereich übernommen.63 Auch bei Enercon 
sollten am Hauptsitz in Aurich 1500 Stellen (2019) und bei Nordex, mit dem Stamm-
werk in Rostock rund 500 Stellen abgebaut werden (2017).  

Die IG Metall führt unter den Betriebsräten der Windenergieindustrie jährlich eine 
Befragung durch. Noch vor der Corona-Pandemie gaben knapp 18 Prozent der befrag-
ten Betriebsräte an, dass in ihrem Betrieb aufgrund der schlechten Auftragslage Kurz-
arbeit angemeldet wurde. Vor allem bei Herstellern von Fundamenten, Türmen und 
Gondeln.64

Bezieht man die Zuliefererindustrie noch mit ein, dann sind laut einer aktuellen 
gemeinsamen Studie von IG Metall und Hans Böckler Stiftung in den letzten Jahren 
20–30 Prozent der Unternehmen aus der Branche ausgeschieden.65 Beispiele sind  
die Rotorblatthersteller Power Blades in Bremerhaven, Adwen Blades in Stade oder 
Carbon Rotec in Lemwerder. Die Studie resümiert, dass die Windkraftbranche in 
Deutschland an »Fertigungstiefe eingebüßt« hat.  

CORONA
Die Situation in der (nord-)deutschen Windkraftbranche war bereits vor der Corona-
Krise schlecht. Corona hat hier für zusätzliche Probleme gesorgt. Vor allem durch 
Störungen in den Lieferketten aufgrund von Lockdowns in China und Europa kam es 

59	� Bundesregierung (2021): PtL-Roadmap - Nachhaltige 
strombasierte Kraftstoffe für den Luftverkehr in Deutschland. 
Online unter: https://www.bdl.aero/wp-content/
uploads/2021/05/PtL-Roadmap.pdf 

60	� Nach Schätzungen von DLR und DIW, veröffentlich in 
Antwort der Bundesregierung auf Kleine Anfrage der Linken 
vom 02.08.2019. Drucksache 19/12129, S. 6. 

61	� Bundesverband WindEnergie (2021): Windenergie in 
Deutschland – Zahlen und Fakten. Online unter:  
https://www.wind-energie.de/themen/zahlen-und-fakten/
deutschland/

62	� Handelsblatt (11.11.2019): So kann die deutsche  
Windkraft die Wende noch schaffen. Online unter:  
https://www.handelsblatt.com/unternehmen/energie/
analyse-so-kann-die-deutsche-windkraft-die-wende- 
noch-schaffen/25214260.html

63	� Manager Magazin (2019): Was von der deutschen 
Windkraftindustrie bleibt. Artikel vom 03.06.209

64	� IG Metall (2019): Umfrage unter den Betriebsräten der 
Windindustrie. 

65	� IG Metall, Hans Böckler Stiftung (2021): Die Windindustrie 
in Deutschland. Erste Ergebnisse. Online unter: https://
kueste.igmetall.de/download/2021_09_14_Konzept_Zwi-
schenergebnisse_Branchenstudie_HBS_IGM_HUSUM_
Wind_10.pdf 
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zu Verzögerungen in der Projektabwicklung. Der Windkraftlagenbauer Nordex 
verdoppelte beispielsweise seinen Verlust von 73 Millionen Euro in 2019 auf 130 Mio. 
Euro in 2020.

Laut der IG Metall Betriebsrätebefragung vom September 2021 hat sich die Situation in 
der Branche inzwischen ein wenig entspannt. Mehr Betriebsräte als in den Vorjahren 
gehen von einer wachsenden Auftragslage in ihrem Betrieb aus. Vor allem die Offshore-
Betriebe rechnen mit steigenden Auftragszahlen. Auch im Service-Bereich werden 
Zuwächse bei Aufträgen und Beschäftigten erwartet. Jedoch gehen gleichzeitig immer 
noch ein Viertel der Betriebsräte von einer weiter sinkenden Auftragslage aus, vor allem 
in der Rotorblattproduktion. In jedem zweiten der befragten Betriebe stehen Umstruktu-
rierungen an, außerdem werden Verlagerungen ins Ausland erwartet.66

INDUSTRIEPOLITISCHE INITIATIVEN UND SOZIAL-
ÖKOLOGISCHE TRANSFORMATION
• � Die Windenergie ist eine zentrale Säule der Energiewende. Dennoch mussten die 

Beschäftigten der Windkraftanlagenhersteller in den letzten Jahren in erster Linie 
um den Erhalt der Standorte ihrer Betriebe in (Nord-)Deutschland ringen. 

• � Der Ausbau von Windenergie an Land und auf dem Wasser ist vor allem durch 
politische Entscheidungen ins Stocken geraten. Die Novelle des Windenergie-auf-
See-Gesetzes von 2020 mit dem erhöhten Ausbauziel 20GW auf See für 2030 war 
ein Schritt in die richtige Richtung. Große Erwartungen werden in die im September 
2021 neu gewählte Bundesregierung gesetzt. Die im Koalitionsvertrag vereinbarten 
Ausbauziele liegen bei 30 GW für 2030, 40 GW für 2035 und 70 GW für 2045.

• � Steigende Elektrifizierung und die große Bedeutung, die grünem Wasserstoff in 
Zukunft beigemessen wird, erfordern einen beschleunigten Ausbau der Windenergie. 
Die IG Metall forderte daher im September 2021 gemeinsam mit Organisationen wie 
BWO, DWV, EEHH, EE.SH, Stiftung Offshore-Windenergie, WAB und AquaVentus in 
einem Appellschreiben an die künftige Bundesregierung, den Fokus weniger auf den 
Import von grünem Wasserstoff (wie in der Nationalen Wasserstoffstrategie) zu legen 
und stattdessen den Windenergieausbau vor Ort zu stärken.67

• � Bereits im April 2020 forderten der DGB Niedersachsen, UVN und Niedersachsens 
Energieminister Olaf Lies in einem gemeinsamen Appell die damalige Bundesre
gierung dazu auf, ein klimapolitisches Konjunkturprogramm unter dem Motto 
»Energiewende jetzt« aufzulegen.68

• � Zukünftig soll grüner Wasserstoff per Elektrolyse direkt an einer Offshore-Turbine 
erzeugt werden können. 

• � Die IG Metall fordert außerdem, mit dem angestrebten Ausbau der Offshore-Wind-
energie soll erneut die Idee der Verknüpfung von Schiffbau- und Windenergie
industrie gefördert werden. Mehr Offshore-Windenergie schafft eine gestiegene 
Nachfrage nach Konverterplattformen. 

3.1.8.	NORDDEUTSCHE HÄFEN
Aufgrund der Querschnittsfunktion der Branche »Häfen« gibt es keine abgegrenzte 
amtliche Beschäftigtenstatistik für diesen Wirtschaftszweig. Es wird unter direkt 
Umschlagsabhängigen Beschäftigten (z. B. für Container- oder Fahrzeugumschlag), 

66	� IG Metall (2021): Umfrage unter den Betriebsräten der 
Windindustrie. Online unter: https://kueste.igmetall.de/
download/Ergebnisse_IGM_Umfrage_Windindustrie_2021.
pdf 

67	� IG Metall (2021): Agenda für eine ambitioniertere 
Offshore-Wasserstoffproduktion. Online unter:  
https://kueste.igmetall.de/download/2021_09_10_Agenda_
Offshore_Wasserstoffproduktion.pdf 

68	� Niedersächsisches Ministerium für Umwelt (2020): 
Energiewende jetzt. Pressemitteilung vom 30.04.2020. 
Online unter: https://www.umwelt.niedersachsen.de/
startseite/aktuelles/pressemitteilungen/energiewende-
jetzt-187949.html

Hoffnung für die zentrale 
Säule der Energiewende
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Beschäftigten in der Hafendienstleistung (z. B. Schlepper, Lotsen, Festmacher) und 
Beschäftigten in der Hafenabhängigen Transportlogistik (Speditionen, Binnenschiffs-
transport) unterschieden. Schwierig für eine statisches Annäherung bleibt, dass sich 
viele Unternehmen der Branche sowohl als Hafenwirtschaft, als Schifffahrts- und/ 
oder Logistik- und Transportunternehmen verstehen. 

Eine genaue Bezifferung der Beschäftigten in norddeutschen Häfen ist daher schwie-
rig. Eine Studie im Auftrag des BMVI aus dem Jahr 2019 geht bundesweit von rund 
176 000 Beschäftigten in den Bereichen Hafenumschlag, Hafendienstleistungen und 
hafenabhängiger Transportkette aus. 

Große Containerterminals in den deutschen Seehäfen

Bremerhaven: Eurogate CTB. MSC Gate, NTB 
Hamburg: Eurogate CTH, HHLA mit CTA, CTB und CTT 
Wilhelmshaven: Eurogate CTW

CORONA
Insgesamt wurde aufgrund der Corona Krise an den deutschen Seehäfen 2020 etwa 
6,4 Prozent weniger Güter umgeschlagen als im Vorjahr (insgesamt 275,7 Mio.t). 
Auch der Containerumschlag lag 2020 mit 14 Mio. TEU um knapp 7 Prozent unter 
dem Vorjahreswert.69

Nach dem Krisenjahr 2020 hat sich der Güterumschlag an den deutschen Seehäfen 
2021 in Teilen wieder erholt. Laut Statistischem Bundesamt lag der Gesamtgüterum-
schlag im April 2021 2,6 Prozent über den Zahlen vom Vorjahresmonat. Allerdings ist 
diese Erholung nicht bei allen Häfen gleichermaßen zu beobachten. Während bei-
spielsweise Bremerhaven im Vergleich zum Vorjahr wieder mehr Güter umschlagen 
konnten (+5,8 %), verzeichneten Hamburg und Rostock im ersten Quartal 2021 
weiterhin sinkende Güterumschlagszahlen (– 4,2 % bzw. – 4,3 %). Allerdings scheint 
sich auch hier allmählich Erholung einzustellen: Hafen Hamburg Marketing berichtet 
in einer Pressemitteilung im August 2021 für den Hamburger Hafen von einem Plus 
von 3,8 Prozent für das 1. Halbjahr 2021.71

Der Güterumschlag an den deutschen Seehäfen ist aber nicht erst mit der Corona-
Pandemie zurück gegangen. Bereits 2014 wurde der Peak von 303 Mio. t erreicht. 
Seither sind die Zahlen (bis auf 2017) tendenziell rückläufig gewesen, bevor 2020  
ein deutlicher Corona-bedingter Einbruch zu verzeichnen war. 

Gerade im für die Seehäfen wichtigen Containerumschlag gehen die Zahlen nicht unbe-
grenzt nach oben. Während sich der Containerumschlag in den deutschen Seehäfen von 
2000 bis 2008 auf 15,7 Mio. TEU verdoppelte, verharrt die Zahl der umgeschlagenen 
Container auch 2019 mit 15,1 Mio. TEU auf diesem Niveau (2020: 14,0 Mio. TEU).72

Vor allem Hamburg und Bremerhaven verlieren hier seit Jahren Marktanteile an 
Rotterdam und Antwerpen beim Containerumschlag. Unter anderem mit der Begrün-
dung gegen diesen Bedeutungsverlust anzugehen, wurde Anfang 2021 die neunte 
Elbvertiefung zwischen Hamburg und der Elbmündung fertiggestellt. Gegen das 
Vorhaben gab es jahrelange Proteste und Verfahren.

69	� Statistisches Bundesamt (2021): Pressemitteilung Nr. 127 
vom 16. März 2021

70	� Statistisches Bundesamt (2012): Fachserie 8, Reihe 5, 1.3. 
April 2021. 

71	� Hafen Hamburg (2021): Positive Umschlagentwicklung des 
Hamburger Hafens nach Rückgängen durch Corona. 
Pressemitteilung vom 30.08.2021. 

72	� Statistisches Bundesamt (2021): Pressemitteilung Nr. 127 
vom 16. März 2021

176 000 Beschäftigte in 
den Bereichen Hafen
umschlag, Hafendienst-
leistungen und hafen
abhängiger 
Transportkette
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Die 2020 veröffentlichte neue Prognose für die Mengenentwicklung im Hamburger 
Hafen räumt daher auch ein, dass die in vorherigen Gutachten prognostizierten 
Containerumschlagszahlen von 25 Mio. TEU bis 2025 für Hamburg nicht erreicht 
werden. Es ist eher mit einem stagnierenden oder nur noch leicht wachsenden 
Umschlag zu rechnen.73

NORDDEUTSCHE HAFENKOOPERATION 
»Hafenkooperation im Norden: überfällige Kurskorrektur« schrieb das Hamburger 
Abendblatt im August 2020. Gefordert wird seit längerem eine Kooperation der 
Terminalbetreiber in der deutschen Bucht. Hamburg müsse sich einer norddeutschen 
Hafenkooperation endlich öffnen, nachdem es sich 2002 gegen den gemeinsamen 
Betrieb des Tiefwasserhafens in Wilhelmshaven mit Niedersachsen und Bremen 
ausgesprochen hatte. 

Seit rund einem Jahr gibt es wieder Gespräch der Terminalbetreiber Hamburger Hafen 
und Logistik AG (HHLA) und Eurogate aus Bremen über ein norddeutsches Hafen-
bündnis, zwischen Hamburg, Bremen/Bremerhaven und dem JadeWeserPort. Wie ein 
solcher Verbund aussehen könnte, dazu liegen bisher noch keine Ergebnisse vor 
(Stand September 2021). 

Druck kommt durch eine weitere Veränderung in der norddeutschen Terminalland-
schaft: Die Hapag-Lloyd AG (an der die Stadt Hamburg mit knapp 14 % beteiligt ist) 
verkündete Ende September sich mit 30 Prozent am JadeWeserPort zu beteiligen. 
Welche Auswirkungen dieser Einstieg auf die geplante Kooperation der HHLA (gehört 
zu 69 % der Stadt Hamburg) und Eurogate haben wird, lässt sich momentan noch 
nicht sagen. 

Außerdem hat die HHLA mit der COSCO Shipping Ports (CSPL) aus Hongkong eine 
35-prozentige Beteiligung am Containerterminal Tollerort in Hamburg vereinbart.  

Abbildung 12: Umgeschlagene Güter an deutschen Seehäfen (in Mio. t)

Quelle: Statistisches Bundesamt, Seeverkehr nach Jahren. Eigene Berechnungen. 

73	� HPA (2020): Umschlagpotenzialprognose Hamburger Hafen 
2035 – Endbericht. Online unter: https://www.hamburg-
port-authority.de/fileadmin/user_upload/Endbericht_
Umschlagpotenzial_Hafen_Hamburg_201016.pdf 
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Die veränderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben direkte Auswirkungen auf 
die Beschäftigung in den Häfen. Der Gesamthafenbetrieb als Personaldienstleister der 
Hafenunternehmen in Bremerhaven und Bremen hat im Zuge einer Insolvenz in Eigen-
verwaltung nach langen Verhandlungen rund 140 Beschäftigte abgebaut. Inzwischen 
werden allerdings einige der entlassenen Beschäftigten wieder eingestellt, da der Export 
von Autos und dementsprechend auch die Verladetätigkeit wieder zunimmt.74

Die HHLA in Hamburg plant für alle drei Terminals eine noch weitergehende Automati-
sierung und will ca. 500 Stellen im Rahmen von Altersteilzeit bis 2025 abbauen. 
Entsprechende Rückstellung von mehr als 40 Mio. Euro hat das Unternehmen schon 
2020 gebildet. Von diesen geplanten Veränderungen ist auch die Gesamthafenbe-
triebsgesellschaft (GHB) betroffen, die für die Hafenbetriebe Personal stellt. Eine Folge 
zunehmender Automatisierung der Verladetätigkeiten kann deshalb ein deutlicher 
Abbau von Beschäftigten bei der GHB sein. 

WASSERSTOFFHUBS IM NORDEN? 
In Stade wie in Brunsbüttel wird inzwischen darüber nachgedacht, wie die Hafen-
standorte langfristig das Drehkreuz oder der »Import-Hub« für klimaneutralen grünen 
Wasserstoff werden könnten.75 In Wilhelmshaven hat Uniper den Bau eines Importter-
minals für grünen Ammoniak und eine Elektrolyseanlage zur Herstellung von grünem 
Wasserstoff, das sogenannte »Green Wilhelmshaven«-Terminal, in Planung.76 Aller-
dings ist fraglich, ob Wasserstoff per Schiff aus Übersee klimaverträglich und zu 
wettbewerbsfähigen Preisen transportiert werden kann und soll. 

Auch in anderen norddeutschen Seehäfen soll die Wasserstoffproduktion vorange
trieben werden. In Rostock beispielsweise hat sich ein Industriearbeitskreis aus den 
ansässigen Unternehmen und Stadtwerken gegründet, mit dem Ziel im Überseehafen 
bis 2025 Elektrolyseanalagen für Wasserstoff in der Größenordnung 100 MW und bis 
2030 1000 MW aufzubauen.77 Auch in Hamburg soll der Hafen klimaneutral werden, 
u. a. mit Wasserstofftankstellen und im ehemaligen Kohlekraftwerk Moorburg vor Ort 
erzeugten Grünen Wasserstoff (Hamburg Green Hydrogen Hub). Ein weiteres Beispiel 
sind die Häfen in Emden und Brake: dort wurden im Rahmen von Forschungsprojekten 
(WASH2Emden und H2BrakeCO2) die Wasserstoffpotenziale der Häfen untersucht,  
mit der Schlussfolgerung, dass »in grünem Wasserstoff die Zukunft der Häfen von 
Niedersachsen« liege.78

INDUSTRIEPOLITISCHE INITIATIVEN UND SOZIAL-
ÖKOLOGISCHE TRANSFORMATION
• � Die norddeutschen Seehäfen wollen »Green Ports« werden, mit unterschiedlichen 

Konzepten und Initiativen. Vor allem die Produktion und der Einsatz von Wasserstoff 
steht dabei im Vordergrund. Ein übergreifendes norddeutsches Konzept/Strategie zu 
Green Ports gibt es allerdings nicht. 

• � Es zeigen sich erste Ansätze einer norddeutschen Hafenkooperation. Die Gründe 
dafür sind zwar weder ökologischer (keine Vertiefungen mehr) noch sozialer Art 
(Kooperation statt Konkurrenz der Standorte im Sinne aller Beschäftigten), sondern 
schlicht rückläufigen oder stagnierenden Umschlagszahlen geschuldet. Eine 
norddeutschen Hafen-Kooperation von Bremen und Hamburg wird von einer 
großen Zahl von Akteuren gefordert. Der Tiefwasserhafen in Wilhelmshaven wird 
dafür in Zukunft stärker in den Fokus rücken. 

74	� Nord24: Betriebsrat: GHB soll Kündigungen zurücknehmen. 
Artikel vom 28.07.2021. Online unter: https://www.nord24.
de/bremerhaven/betriebsrat-blg-soll-kuendigungen-zurueck-
nehmen-64062.html

75	� Webseite Hanseatic Energy Hub. Online: https://www.
hanseatic-energy-hub.de/ 

76	� Uniper Pressemitteilung vom 14.04.2021: Uniper will 
Wilhelmshaven zum Knotenpunkt für klimafreundlichen 
Wasserstoff machen.

77	� Webseite Rostock Port. Online: https://www.rostock-port.de/
wasserstoff-im-energiehafen-rostock 

78	� Niedersachsen Ports (2021): Energie im Hafen. Die Zukunft 
ist Grün. Pressemitteilung vom 21.04.2021. 

Grüne Energie importieren, 
in welcher Form?
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Durch Corona haben sich die Ausgangsvoraussetzungen für eine sozial-ökologische 
Transformation der norddeutschen Industriebranchen deutlich verändert. Die eingangs 
gestellte Frage, ob Corona die sozial-ökologische Transformation beschleunigt, lässt 
sich für die norddeutschen Industriebranchen nicht klar beantworten. 

Krisenhafte Entwicklungen gab es auch schon vor Corona in den Jahren 2018/2019, 
etwa in der Automobilindustrie oder im Maschinenbau. Daher müsste die Frage eher 
lauten, hat Corona Restrukturierungen in den einzelnen Industriebranchen beschleu-
nigt? Die gesunkenen Beschäftigtenzahlen und die vermehrten Fälle von Restrukturie-
rungen zeigen, dass seit 2020 eine Deindustrialisierung im Maschinen- und Anlagen-
bau, Schiffbau, der Automobilindustrie und der Luftfahrtindustrie im Norden zu 
beobachten ist. Im Luftfahrtbereich herrscht derzeit die unklare Situation vor, was an 
Infrastruktur und welche Kapazitäten nach Unternehmensentscheidungen noch in 
Norddeutschland gehalten werden. In der Windindustrie gibt es seit längerem 
Konzentrationsprozesse und Zusammenschlüsse, die offen lassen, was von einem 
»Heimatmarkt« bzw. den norddeutschen Standorten letztlich übrigbleiben wird. Auch 
in der Hafenentwicklung gibt es unklare Perspektiven, mit vermutlich dauerhaften 
Beschäftigungsverlusten. Der vor Corona erkennbare Zuwachs an Beschäftigung ist 
durch die aktuellen Entwicklungen klar in Frage gestellt worden. 

Abbildung 13: Beschäftigungs- und Umsatzentwicklung in norddeutschen  
Industriebranchen, vor und während der Corona-Pandemie 2020 

Quelle: Daten Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnung und Darstellung. *Für die Automobilindustrie liegen keine Umsatzzahlen auf Bundesländerebene vor. 
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Die Zahl der Initiativen und industriepolitischen Strategien in den einzelnen norddeutschen 
Industriebranchen im Sinne einer sozial-ökologischen Transformation hat im Vergleich zur 
vorangegangenen Studie aus dem Jahr 2011 zugenommen. Dennoch sind viele Ansätze 
bisher lediglich Absichten, die in keinem größeren Zusammenhang stehen. Für viele Ansätze 
wäre eine gemeinsam ausgerichtete, abgestimmte Industriepolitik der norddeutschen 
Bundesländer notwendig und sinnvoll, wie z. B. bei den norddeutschen Häfen. »Green Port« 
haben sich viele auf die Fahnen geschrieben, ein gemeinsames Konzept mit Zielsetzung und 
Abstimmung fehlt allerdings. Die folgende Grafik zeigt einige der Ansätze im Überblick:

 

Norddeutsche Industriepolitik 
Wo gibt es länderübergreifende industriepolitische Strategien, mit transformativen 
Ansätzen für die Industriebranchen?

Quelle: Eigene Darstellung 

Windenergie Allianz 
V kein erneuertes norddeutsches Bündnis

Wasserstoff Terminals 
V kein gemeinsames Konzept der Häfen

Hafenkooperation 
V keine übergeordnete Strategie

Ansatz »Green Ports« 
V kein gemeinsames Konzept der Häfen

Transformation der Ernährungsindustrie 
V spielt keine Rolle in industriepolitischen Strategien

Kreislaufwirtschaft Chemie-,  
Pharma-, Kunststoffindustrie 
V keine industriepolitische Strategie

Reduzierung Prozessemissionen / Strombedarf 
Chemie-, Pharma-, Kunststoffindustrie 

V keine übergeordnete Strategie

Maschinenbau als Produktlieferant für  
CO2-freie Industrie 

V zu wenig industriepolitische Aufmerksamkeit

Transformation der Autoindustrie 
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CO2-freies Fliegen 
R Norddeutsche Allianz Grünes Fliegen
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Im Folgenden sollen Eckpunkte formuliert werden, wie der Umbau der norddeutschen 
Industrie mithilfe von industriepolitischen Ansätzen forciert und im Sinne einer 
sozial-ökologischen Transformation gestaltet werden kann.

WIND, SONNE UND GRÜNER WASSERSTOFF SIND 
ZENTRAL
Nachhaltige Industriepolitik ist in Norddeutschland derzeit vor allem Industriepolitik 
zur Förderung einer grünen Wasserstoffwirtschaft. Das ist begrüßenswert und 
unzureichend zugleich. Es hat sich nichts daran geändert, dass der massive Ausbau 
der Erneuerbaren Energien der zentrale Ausgangspunkt für eine gelingende sozial-
ökologische Transformation und die Voraussetzung für eine Realisierung einer 
grünen Wasserstoffwirtschaft ist. Dazu gehört in Norddeutschland die Windenergie 
ebenso wie der deutlich verstärkte Ausbau von Photovoltaik-Erzeugungsleistung. 
Während aber die Anzahl an Initiativen und Projekten zur Wasserstoffwirtschaft im 
Norden inzwischen stark zunimmt, kämpfen Beschäftigte in Norddeutschland um 
ihre Betriebe und Arbeitsplätze in der Windenergieindustrie. Dieses Ungleichgewicht 
kann fatal für den Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft sein. Die Situation der 
Windenergiebranche bildet in keiner Weise ihren Status als Zukunftsbranche oder 
zentrale »Wasserstoff-Macherin« ab. Eine nachhaltige und progressive Industrie
politik in Norddeutschland muss hier erneut ansetzen. Für grünen Wasserstoff 
braucht es die Erneuerbaren Energien. 

DAS BRAUCHT ES JETZT:
• � Eine Erneuerung der gemeinsamen norddeutschen Initiativen zur Sicherung der 

Windenergieindustrie gegenüber dem Bund.

• � Ein Ziel-Energiesystem für die Erneuerbaren Energien, das mit einer konkreten und 
verlässlichen Zielbetrachtung den erforderlichen Ausbau von Energieerzeugungs- 
und Übertragungsinfrastrukturen in den norddeutschen Bundesländern vorantreibt. 

• � Landesmittel für das Repowering von Windenergieanlagen und Photovoltaik- 
Batteriespeicher.

INDUSTRIEPOLITISCHE STRATEGIE MIT MESSBAREN 
CO2-REDUKTIONSZIELEN VERKNÜPFEN
Das Beispiel Wasserstoff zeigt: bislang ist die Industriepolitik der norddeutschen 
Länder darauf beschränkt, technologische Lösungen für Probleme zu fördern, ohne 
einen darüberhinausgehenden Gestaltungsanspruch zu formulieren. Die Nicht-Ver-
knüpfung von industriepolitischen Konzepten mit Klimaschutzvorgaben und 

-gesetzen der Bundesländer ist dafür ein Beispiel. Nach dem Motto: die Summe der 
technischen Innovationen und Lösungen in den vielen einzelnen Branchen wird am 
Ende vielleicht ausreichen, um die Ziele der CO2-Reduktion zu erreichen. Vielleicht 
aber auch nicht. 

Das ist von Seiten der Politik unzureichend, angesichts der Aufgabe einen gesamten 
Industriesektor in den kommenden Jahren CO2-frei umzubauen. Technische Innova
tionen brauchen eine politische Gestaltung. Genau dafür eignen sich industrie
politische Maßnahmen. Finanzielle Beihilfen und Subventionen in der Industriepolitik  
müssen klare sozial-ökologische Kriterien zugrunde gelegt werden. Damit entfalten 
sie Steuerungswirkung bei Beschaffung und Vergabe.

Politische Gestaltung 
notwendig

Wasserstoffstrategie: 
begrüßenswert und  
unzureichend zugleich
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Der Maschinenbau ist ein weiteres Beispiel. Eine Branche, die durch ihre Produkte 
dazu beitragen kann, die industriell erzeugten Emissionen bereits heute technisch 
stark zu reduzieren, muss mehr industriepolitische Aufmerksamkeit bekommen. Hier 
müssen technisch mögliche Innovationen auch politisch gefördert und industriepoliti-
sche Strategien mit messbaren Zielen hinterlegt werden. 

Gleichwohl sollte eins umfassenden Monitorings für Norddeutschland erfolgen, das 
den Transformationsprozess auch auf Aspekte wie Beschäftigungswirkung, Arbeit, 
Sozialverträglichkeit und strukturpolitische Folgen analysiert. Dies sollte dann auch die 
Basis für weitere struktur- und industriepolitische Maßnahmenprogramme in Nord-
deutschland legen.

DAS BRAUCHT ES JETZT: 
• � Die Verknüpfung der industriepolitischen Strategien in Norddeutschland mit 

Klimaschutzgesetzen und -zielen der Bundesländer.

• � Industriepolitische Förderungen müssen an ökologische Kriterien und Beschäfti-
gungssicherung gekoppelt werden.

• � Ein Monitoring im Sinne einer Technologiefolgenabschätzung zum Transformations-
prozess für die norddeutschen Industriebranchen sollte etabliert werden. 

• � Stärkung des klimafreundlichen Maschinen- und Anlagenbaus, z. B. in Form von 
Investitionszuschüssen.

DIE GRUNDLAGEN FÜR EINE DEKARBONISIERTE  
INDUSTRIE HEUTE SCHAFFEN – OHNE WEITERE  
VERZÖGERUNGEN 
Der Sachverständigenrat für Umweltfragen der Bundesregierung hat jüngst empfohlen, 
alle Anstrengungen auf den »Markthochlauf von grünem Wasserstoff« zu konzentrie-
ren. Die Politik solle nicht auf konventionell erzeugten Wasserstoff setzen, auch nicht 
als Übergangstechnologie.79 Wenn man dieses Prinzip auf einzelne Projekte der 
norddeutschen Industriepolitik anwendet, dann müssen ggf. größere Investitionen in 
konventionelle Technologien und Produktionsanlagen überdacht werden. Industrie-
politische Maßnahmen dürfen nicht mehr zur Verfestigung und unnötig verlängerten 
Nutzung von fossilen Energien beitragen. Auf lange Sicht wird nicht die Transforma-
tion, sondern ihre Verzögerung Arbeitsplätze gefährden. Aufgabe von gewerkschaft-
licher Industriepolitik sollte es sein, immer wieder auf diesen Zusammenhang hinzu-
weisen.

Gleichzeitig muss mehr Tempo bei der Umsetzung von Maßnahmen und Projekten 
gemacht werden, denn schließlich können auf fossile Energieträger basierende 
Prozesse erst umgestellt werden, wenn Alternativen geplant, finanziert, genehmigt, 
konstruiert und verlässlich in Betrieb genommen sind. Dazu gehört in erster Linie die 
personelle Stärkung von Planungs- und Genehmigungsbehörden in Norddeutschland, 
um eine zügige Bearbeitung möglich zu machen. 

Neben der Verfahrensbeschleunigung muss auch der Aspekt der Flächenverfügbarkeit 
in den Blick genommen werden. Es muss geregelt werden, wie die festgeschriebene 
Flächenverfügbarkeit konkret sichergestellt wird, z. B. durch Vorrangregelungen für 
Erneuerbare Energien. 

79	� Sachverständigenrat für Umweltfragen (2021): Wasserstoff 
im Klimaschutz – Klasse statt Masse. Stellungnahme vom 
Juni 2021. Online unter: https://www.umweltrat.de/
SharedDocs/Downloads/DE/04_Stellungnah-
men/2020_2024/2021_06_stellungnahme_wasserstoff_im_
klimaschutz.pdf;jsessionid=CB41914C5B44B7ACEF97E-
73A24186CB6.1_cid331?__blob=publicationFile&v=4 

Industriepolitischen  
Strategien mit Klima-
schutzgesetzen und  

-zielen der Bundesländer 
verknüpfen ...
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DAS BRAUCHT ES JETZT: 
• � Industriepolitische Maßnahmen, Mittel und Ressourcen konsequent für den  

Aufbau einer dekarbonisierten Industrie in Norddeutschland einsetzen, ohne 
weitere Verzögerungen. 

• � Die Planungs- und Genehmigungsbehörden personell stärken und damit Verfahren 
beschleunigen.

• � Vor dem Hintergrund der aktuellen Erfahrungen (Corona-Krise, Lieferengpässe) 
sollten Potentialanalysen zum Erhalt der norddeutschen Wertschöpfungsketten 
flankierend durchgeführt werden, um den Transformationsprozess bestmöglich 
gestalten zu können. 

NORDDEUTSCHE INVESTITIONSSTRATEGIE FÜR DIE 
INDUSTRIE
Mit Blick auf die skizzierten Herausforderungen des norddeutschen Industriestandorts 
braucht es verstärkt öffentliche wie private Investitionen. 

Klimaneutrale Investitionen der Unternehmen sind durch eine abgestimmte öffentliche 
Förderkulisse in Norddeutschland zu unterstützen. Neben einer Abstimmung entspre-
chender Landesprogramme zwischen den einzelnen Bundesländern betrifft dies auch 
die Instrumente der Wirtschaftsförderung oder den Einsatz von Landesbürgschaften. 
Entscheidend ist, diese Instrumente mit sozialen und ökologischen Kriterien zu 
versehen. Ein Negativbeispiel ist hier etwa das Programm »Neustart Niedersachsen«, 
bei dem rund 800 Mio. Euro Landesmittel ohne Kriterien an Unternehmen vergeben 
wurden. Ob dies ein zielgerichteter industriepolitischer Impuls war, kann nicht 
bewertet werden, da das Land über keinen Ansatz verfügt, die Effekte der Förderung 
etwa in Bezug auf Dekarbonisierung oder Beschäftigungssicherung nachzuvollziehen. 
Klare Kriterien sind auch deshalb sinnvoll, um reine Mitnahmeeffekte zu verhindern.

Der DGB Nord forderte bereits vor der Corona-Pandemie die Einrichtung von  
haushalts- und konjunkturunabhängigen Klima- bzw. Transformationsfonds für die 
Umsetzung der Energiewende und für besonders von der Transformation betroffene 
Branchen.80 Vor allem für die Zulieferindustrie der einzelnen Branchen könnte ein 
(norddeutscher) Transformationsfonds Überbrückungshilfe bieten. Niedersachsen 
sammelt mit dem Beteiligungsfonds »NTransformation« für Automobilzulieferer 
gerade erste Erfahrungen. Es wäre sinnvoll, die einzelnen Ansätze in den Bundeslän-
dern zu einer norddeutschen Investitionsstrategie zu bündeln und die Aktivitäten 
abzustimmen. An jeder Stelle gilt es, öffentliche Investitionen an sozial-ökologische 
Kriterien zu koppeln. 

DAS BRAUCHT ES JETZT: 
• � Eine Ankurblung privater und eine Ausweitung öffentlicher Investitionen in den 

norddeutschen Industriebranchen. 

• � Eine abgestimmte öffentliche Förderkulisse in Norddeutschland, mit der Verknüp-
fung von sozial-ökologischen Kriterien. 

• � In Branchen mit hohem Transformationsdruck können öffentliche Transformations-
fonds ein Weg sein, ähnlich der in den Bundesländern aufgelegten Fonds im Zuge 
der Corona-Pandemie. 80	� DGB Nord (2020): DGB Gewerkschaften fordern neue 

Energiepolitik für den Norden. Pressemitteilung vom 
06.03.2020. 

... konkrete Maßnahmen 
für Länder und Kommunen 
ableiten, ...

... investieren, ...
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AUS- UND WEITERBILDUNGSBEDARFE DURCH 
TRANSFORMATION ERKENNEN UND FÖRDERN 
Mit der Transformation der Industriebranchen gehen veränderte Arbeitsprozesse und 
neue Technologien einher, die zum Teil neue Qualifikationen oder Ausbildungsinhalte 
erfordern. Die Aus- und Weiterbildung von Beschäftigten sollte ein zentraler Bestand-
teil von transformativen industriepolitischen Strategien sein. Hier zeigt sich aktuell 
noch eine große Lücke. Mit Spannung wurde beispielsweise die Wasserstoffstrategie 
der schleswig-holsteinischen Landesregierung im Herbst 2020 erwartet. Das Thema 
Weiterbildungs- und Qualifizierungsanforderungen für Beschäftigte kam darin 
schließlich nicht vor. 

Die vorliegende Studie zeigt, dass in vielen Industriebranchen die Ausbildungszahlen 
tendenziell rückläufig sind. Gute Arbeitsbedingungen, Mitbestimmung und Tarifver-
träge müssen Kernbestandteil der norddeutschen Industriebranchen sein. Transforma-
tive industriepolitische Strategien müssen daher um Aus- und Weiterbildungsstrate-
gien ergänzt werden. Einzelne Ansätze dazu gibt es, wie ein Blick auf die 
sozialpartnerschaftlichen Transformationslotsen in Niedersachsen oder das noch am 
Anfang stehende H2Skills Projekt für Weiterbildungsbedarfe in der Wasserstoff
wirtschaft (IHK Lüneburg/Wolfsburg) zeigen. Es bedarf abgestimmter Angebote,  
die sowohl die Unternehmen als auch die Beschäftigten und die Mitbestimmungs-
strukturen unterstützen. 

DAS BRAUCHT ES JETZT: 
• � Aufgrund rückläufiger Ausbildungszahlen in den norddeutschen Industriebranchen 

müssen industriepolitische Strategien um Aus- und Weiterbildungsstrategien 
ergänzt werden.

• � Schaffung von länderübergreifenden Beratungsstrukturen (z. B. Transformations-
agenturen), die Betriebe und Interessenvertretungen im Transformationsprozess mit 
geeigneten Qualifizierungs-, Beratungs- und Förderangeboten unterstützen.

... qualifizieren und Trans-
formation mit den 
Beschäftigten erfolgreich 
gestalten






